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Wer ein Unternehmen führt, weiss: Die 
grössten Herausforderungen kommen 
oft nicht plötzlich, sondern schlei-

chend. Manchmal stehen sie direkt vor der Tür – 
in Form einer Baustelle. Manchmal verstecken sie 
sich in der Buchhaltung – als Rechnung, die trotz 
vereinbarter Frist nicht bezahlt wird. Beide 
Situationen haben eines gemeinsam: Sie belasten 
die Liquidität, erschweren die Planung und 
können selbst gesunde Betriebe unter Druck 
setzen. Dabei handelt es sich nicht um Einzelfäl-
le, sondern eine Vielzahl von KMU beschäftigen 
sich beinahe täglich damit.

Wenn Baustellen belasten
Strassen werden saniert, Leitun-
gen erneuert und Tramgleise 
ersetzt. Solche Projekte sind 
notwendig und schaffen die 
Grundlage für eine funktionieren-
de Infrastruktur. Für zahlreiche 
KMU bedeuten sie jedoch auch 
monatelange Einschränkungen. 
Fehlende Sichtbarkeit, erschwerte 
Zugänge, Baulärm und Unsicher-
heit bei Kundinnen und Kunden führen oft zu 
spürbaren Umsatzeinbussen. Besonders betroffen 
sind Gastronomiebetriebe, Detailhändler und 
Dienstleister, die auf Laufkundschaft angewiesen 
sind. Erschwerend kommt hinzu, dass die Aus-
wirkungen häufig weit über das Ende der Bau-
arbeiten hinausreichen. Gäste und Kunden 
ändern ihre Gewohnheiten schnell – und kehren 
nicht immer automatisch zurück.
Unser Beitrag zeigt, wie Unternehmen diese 
Belastungen erleben, weshalb die wirtschaftlichen 
Folgen oft noch lange nach Abschluss der Arbei-
ten spürbar bleiben und welche Erwartungen die 

Betroffenen an Behörden und Politik haben. Es 
geht nicht um die Frage, ob gebaut werden soll, 
sondern darum, wie notwendige Projekte so 
umgesetzt werden können, dass jene nicht die 
Hauptlast tragen, die unsere Quartiere beleben, 
Lehrstellen anbieten und Arbeitsplätze schaffen.

Späte Zahlungen
Weniger sichtbar, aber ebenso folgenreich sind 
verspätete Zahlungen. Viele KMU geraten immer 
wieder in die Rolle unfreiwilliger Kreditgeber, 
weil staatliche Stellen oder grosse Unternehmen 

ihre Rechnungen erst Wochen oder 
Monate nach Leistungserbringung 
begleichen. Während Verzugszin-
sen gegenüber dem Staat rasch 
fällig werden, müssen Unterneh-
men häufig Geduld aufbringen und 
ihre Leistungen vorfinanzieren. 
Das bindet wertvolle Mittel, die für 
Investitionen, Innovationen oder 
die Weiterentwicklung des Betriebs 
eingesetzt werden könnten.
Das ist der Grund, warum dieses 
Thema regelmässig seit Jahren 

unter Unternehmern diskutiert wird. Welche 
politischen Fortschritte wurden in den letzten 
Jahren erzielt? Denn pünktliche Zahlungen  
sind weit mehr als eine Frage der Höflichkeit. 
Gerade in wirtschaftlich anspruchsvollen Zeiten 
kann eine verzögerte Rechnung über Stabilität, 
Investitionen oder Liquiditätsengpässe ent-
scheiden.
Eines wird einmal mehr deutlich: KMU sind das 
Rückgrat unserer Wirtschaft. Damit sie ihre Rolle 
erfolgreich wahrnehmen können, brauchen sie 
faire Rahmenbedingungen — auf der Strasse 
ebenso wie auf dem Konto.

Baustellen und offene  
Rechnungen

Thomas Hess
Geschäftsführer KGV
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Monatelange Baustellen 
kosten viele KMU 
Kundschaft und Umsatz. 
Nun werden politische 
Massnahmen diskutiert,  
um betroffene Betriebe 
besser zu unterstützen. 
Anna Birkenmeier

Strassen werden saniert, Leitun-
gen erneuert und Tramgleise er-
setzt – Infrastrukturprojekte sind 
ein notwendig. Für viele Gewer-
bebetriebe bedeuten Grossbau-
stellen jedoch weit mehr als ein 
vorübergehendes Ärgernis. Sin-
kende Kundenfrequenzen, er-
schwerte Zugänge und monate-
lange Umsatzeinbussen können 
insbesondere kleine und mittlere 
Unternehmen hart treffen. Des-
halb wird auch in Zürich zuneh-
mend darüber diskutiert, wie be-
troffene Betriebe besser unter-
stützt werden können.

Besonders deutlich zeigen sich 
die Auswirkungen in der Gastro-
nomie. Das Restaurant Bohemia 

am Zürcher Kreuzplatz berichtet, 
dass Baulärm, Staub und die Bau-
stelleninfrastruktur den Betrieb 
massiv beeinträchtigten.

Rund zwei Drittel der Terrasse 
mussten zeitweise zurückgebaut 
werden, um Platz für Baustellen-
installationen zu schaffen. Gleich-
zeitig erschwerte eine provisori-
sche Wegführung den Zugang, 
während hohe Absperrungen und 
Installationen die Sicht auf das 
Restaurant verdeckten.

«Gerade in der Gastronomie, 
wo viele Gäste spontan vorbei-
kommen, wirken sich solche Ein-
schränkungen unmittelbar auf  
die Besucherfrequenz aus», sagt 
Claudia Jauch von der Two Spice 
AG, zu der das Restaurant Nooba 
gehört. «Entsprechend waren die 
Auswirkungen auch beim Umsatz 
deutlich spürbar.»

Noch drastischer schildert die 
Höschgass Gastro AG ihre Erfah-
rungen. Während mehrerer Wo-
chen musste das Restaurant Bo-
hemia vollständig schliessen, weil 
die Terrasse nicht genutzt werden 
konnte und die Bauarbeiten bis 
unmittelbar an die Hauswand 
reichten. Die eingeschränkte Er-
reichbarkeit und die schlechte 
Sichtbar-keit führten zu erhebli-
chen wirtschaftlichen Einbussen.

«Gerade für einen Gastrono-
miebetrieb sind Frequenz, sponta-

ne Besuche und eine einladende 
Atmosphäre entscheidend», er-
klärt Geschäftsführerin Martine 
Fehr. «Die wirtschaftlichen Folgen 
waren entsprechend gravierend.»

Kommunikation oft kurzfristig
Zwar fanden Informationsver-

anstaltungen und Gespräche mit 
den Behörden statt, dennoch kriti-
sieren mehrere Betriebe die Kom-
munikation. Wichtige Informatio-
nen seien teilweise erst kurzfristig 

erfolgt. Hinweise zu Wasserunter-
brüchen oder notwendigen Lei-
tungsarbeiten seien laut der 
Höschgass Gastro teilweise ledig-
lich per Aushang an der Eingangs-
tür kommuniziert worden.

Auch das Restaurant Nooba 
hätte sich eine frühere und engere 
Einbindung gewünscht. «Viele 
Entscheidungen waren bereits ge-
troffen, bevor wir darüber infor-
miert wurden», sagt Claudia 
Jauch. Dadurch hätte die Verant-
wortung, praktikable Lösungen 
für den laufenden Betrieb zu fin-

den und die wirtschaftlichen Aus-
wirkungen möglichst gering zu 
halten, weitgehend bei den betrof-
fenen Unternehmen selbst gelegen.

«Aus Sicht eines laufenden 
Gastronomiebetriebs hätten wir 
uns eine frühzeitigere, direktere 
und praxisnähere Kommunika- 
tion gewünscht», bringt es Marti-
ne Fehr auf den Punkt.

Folgen überleben die Baustelle
Ein häufig unterschätztes Pro-

blem ist die Zeit nach Abschluss 
der Bauarbeiten. Gäste ändern ihre 
Gewohnheiten schnell – wer wäh-
rend Monaten eine Gegend meidet, 
kehrt nicht automatisch zurück.

Claudia Jauch vom nooba be-
tont: «Die Wiederherstellung der 
gewohnten Frequenz und des Um-
satzniveaus benötigt oft deutlich 
mehr Zeit, als von aussen wahrge-
nommen wird.» Für ein KMU be-
deute eine Baustelle deshalb 
«nicht nur eine temporäre Belas-
tung während der Bauarbeiten, 
sondern häufig auch eine längere 
wirtschaftliche Erholungsphase 
danach».

Auch die Höschgass Gastro AG 
machte diese Erfahrung. «Noch 
Monate nach Abschluss der Arbei-
ten erhielten wir regelmässig An-
rufe mit Fragen zur Erreichbar-
keit oder dazu, ob die Bauarbeiten 
noch andauern würden», berich-
tet Martine Fehr. Das zeige, wie 
lange sich die Wahrnehmung ei-
ner Grossbaustelle auf einen Be-
trieb auswirken könne.

Verband fordert Unterstützung
Für Nicole Barandun, Präsi-

dentin des Gewerbeverbands der 
Stadt Zürich, sind das keine Ein-
zelfälle. «Lange Baustellen sind 
Gift für viele KMU», sagt sie. 
«Wenn der Eingang kaum mehr 
sichtbar ist, Parkplätze wegfallen, 
alles nach Baustelle aussieht und 
lärmt, bleiben die Leute weg.»

Nach ihren Angaben erhält der 
Gewerbeverband immer häufiger 
Rückmeldungen über Umsatzein-
bussen, erschwerte Lieferungen 
und ausbleibende Laufkund-
schaft. «Stammgäste bleiben aus, 

«Lange andauernde Baustellen  
sind Gift für viele KMU»

Umsätze brechen ein, Lieferun-
gen werden kompliziert, Spontan-
kundschaft bleibt weg.» Die öf-
fentlich gewordenen Fälle der 
Restaurants Bohemia und Enote-
ca seien lediglich die Spitze des 
Eisbergs. «Viele kleinere Betriebe 
kämpfen im Stillen mit denselben 
Problemen.»

Für Restaurants, Läden und 
kleine Dienstleister könne ein 
längerer Umbau existenzbedro-
hend werden. «Viele haben keine 
finanziellen Polster für mehrere 
schwache Monate», so Barandun.

Positiv bewertet sie zwar, dass 
die Stadt heute besser informie- 
re als früher. Dennoch bestehe  
weiterhin Handlungsbedarf. «Ein 
Vertreter der Stadt müsste regel-
mässig vor Ort sein, die Bedürf-
nisse des Gewerbes aufnehmen 
und diese, wo immer möglich, mit 
der Bauleitung koordinieren», 
fordert sie. «Ich betrachte das als 
eine Bringschuld der Stadt und 
nicht als Holschuld der betroffe-
nen Betriebe.»

Entschädigungen als Lösung?
In anderen Schweizer Städten 

werden Modelle diskutiert oder 

bereits umgesetzt, um besonders 
stark betroffene Betriebe zu ent-
lasten. Auch für Zürich hält der 
Gewerbeverband eine Prüfung 
solcher Lösungen für sinnvoll.

«Es geht nicht darum, jede Bau-
stelle pauschal zu entschädigen», 
betont Barandun. «Aber wo eine 
öffentliche Baustelle ein Geschäft 
über lange Zeit massiv behindert 

und nachweislich wesentliche Um-
satzeinbussen verursacht, braucht 
es faire Lösungen. Sonst tragen 
einzelne Betriebe die Kosten von 
Projekten, von denen am Ende die 
ganze Stadt profitiert.»

Daneben wünschen sich betrof-
fene Unternehmen finanzielle Un-
terstützung während besonders 
schwieriger Phasen sowie Kom-
munikationsmassnahmen, damit 
Kunden wissen, dass die Geschäf-

te trotz Baustelle weiterhin geöff-
net und erreichbar sind. «Finanzi-
elle Entlastungen oder unkompli-
zierte Unterstützungsinstrumente 
hätten diese Phase spürbar er-
leichtert», betont Jauch. Ebenso 
wichtig wären Massnahmen zur 
besseren Sichtbarkeit der geöffne-
ten Betriebe gewesen. Eine aktive 
Unterstützung seitens der Stadt bei 

Informations- und Kommunikati-
onsmassnahmen hätte nach An-
sicht betroffener Unternehmen 
dazu beigetragen, diese Unsicher-
heit zu reduzieren und die zusätzli-
chen Kosten nicht vollständig den 
Betrieben aufzubürden. 

Politik reagiert langsam
«Positiv werten wir, dass die 

Thematik inzwischen auch auf 
politischer Ebene aufgegriffen 

wurde», ergänzt Martine Fehr. 
Die Möglichkeit zusätzlicher Bou-
levard-Bewilligungen sowie das 
überwiesene Postulat zur besse-
ren Unterstützung von KMU bei 
Grossbaustellen zeigten, dass die 
Herausforderungen betroffener 
Betriebe zunehmend wahrgenom-
men würden. Solche Massnahmen 
könnten künftig dazu beitragen, 
die wirtschaftlichen Folgen für lo-
kale Unternehmen abzufedern.

Denn: Niemand stellt die Not-
wendigkeit von Strassensanie-
rungen oder Leitungsarbeiten 
grundsätzlich infrage. Die betrof-
fenen Unternehmen erwarten je-
doch, dass die öffentliche Hand 
die Belastungen möglichst gering 
hält und jene unterstützt, die 
während der Bauzeit einen erheb-
lichen Teil der Kosten tragen.

Oder wie Nicole Barandun es 
zusammenfasst: «Unsere Betrie-
be wissen, dass man Strassen, 
Leitungen und Tramlinien erneu-
ern muss. Sie erwarten aber, dass 
die Stadt diese Arbeiten so orga-
nisiert, dass nicht ausgerechnet 
jene draufzahlen, die für Leben 
im Quartier, Lehrstellen und Ar-
beitsplätze sorgen.»

INFO
Gewerbeverband Stadt 
Zürich fordert Entlastung
Der Gewerbeverband Stadt Zü-
rich (GVZ) fordert seit langem 
eine Baustellenplanung mit 
Augenmass: gute Signalisation, 
sichere Zugänge und eine kla-
re Etappierung. Trotz Baustelle 
müsse für Passantinnen und 
Passanten jederzeit erkennbar 
sein, dass die Betriebe geöffnet 
und erreichbar sind. 
Zudem brauche es einen 
frühzeitigen Einbezug der 
betroffenen Unternehmen 
und die Möglichkeit, ihre 
Anliegen einzubringen, 
bevor wesentliche Entschei-
dungen getroffen werden. 
Denkbar wären auch von 
der Verwaltung organisierte 
Informationskampagnen, die 
Kundinnen und Kunden ver-
mitteln: Die Geschäfte sind 
weiterhin da.

Baustellen (wie hier beim nooba) sind schwer verdaubar für betroffene KMU. 

«Ein Vertreter der Stadt müsste  
regelmässig vor Ort sein, die Bedürf-
nisse des Gewerbes aufnehmen und 

diese, wo immer möglich, mit der 
Bauleitung koordinieren.»

Nicole Barandun 
Präsidentin Gewerbeverband Stadt Zürich

«Die Auswirkun-
gen beim Umsatz 

waren deutlich 
spürbar.»
Claudia Jauch
Two Spice AG
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Es ist eine der 
grossen unausge-
sprochenen 

Wahrheiten der Schweiz: 
Bund, Kantone und 
Gemeinden geben Geld 
aus, als wäre es Regen-
wasser – reichlich 
vorhanden, kostenlos 
vom Himmel gefallen. 
Dabei muss jeder Franken erst verdient 
werden. Von jemandem. Irgendwo. Mit 
Arbeit.
Fangen wir mit dem Beton an. Der Unterhalt des 
Nationalstrassennetzes kostet im Schnitt ca. 
900 000 Franken pro Kilometer. Für einen 
neuen Autobahnkilometer sind schnell 50 bis 
100 Millionen fällig. Zürich investiert 223 767 
Franken pro Kilometer Kantonsstrasse – Zug 
558 000, Basel-Stadt 520 000. Strassen sind 
teuer, das versteht jeder.

Was kostet ein Klassenzimmer? Zwischen 
500 000 und einer Million, je nach Gemeinde 
und Architektenlaune. Und die Krankenpflege-

rin? Rund 78 000 Franken Jahresgehalt – plus 
Nacht-, Wochenend- und Feiertagszulagen, 
mehr Ferien als in den meisten Industrieberu-
fen und keinerlei Leistungsmessung, die diesen 
Namen verdient. Der CNC-Spezialist, der jeden 
Morgen um 6 Uhr antritt, dessen Ausstoss 
täglich gezählt wird und der bei Minderleistung 
das Gespräch bekommt, verdient oft weniger– 
ohne Zulagen, ohne gesellschaftliches Strei-
cheln. Ähnliches gilt für die Lehrerin: beam-
tenähnlich geschützt, 13 Wochen Ferien, und 
eine Leistungsbeurteilung, die eher an 
kommunale Folklore erinnert als an echtes 
Management mit KPIs.

Dann die Velowege. Der Kanton Zürich 
investiert jährlich 30 Millionen für den 
Veloweg-Ausbau bis 2050; die Stadt Zürich plant 
zusätzlich einen Rahmenkredit von 350 
Millionen. Bezahlt von den Autofahrern – via 
Mineralölsteuer und allgemeine Steuern. Die 
Velofahrer zahlen nichts Zweckgebundenes. 
Umverteilung von schweigenden Mehrheiten zu 
lautstarken Minderheiten – aber Kritik wäre 
politisch unkorrekt.

Nun die Kultur. Was immer das ist. Für 
2025–2028 sind 987 Millionen Bundesfranken 
vorgesehen – knapp 250 Millionen pro Jahr, 
allein vom Bund. Kantone und Städte tragen  
85 Prozent der gesamten öffentlichen Kulturaus-
gaben obendrauf – also total ca. 1,7 Mrd.  
Gut investiert? Vielleicht. Messbar? Selten.

Grösster Posten: das Asylwesen. Der Bund 
gab 2024 rund 3,55 Milliarden für Migration 
aus. Kantone und Gemeinden tragen Unterbrin-
gung, Sozialhilfe, Integration. Gesamtrechnung 
über alle Staatsebenen: realistisch 5 bis 6 Mrd. 
jährlich.

Die Schweiz ist reich – das stimmt. Aber 
Reichtum entbindet nicht von der Pflicht zur 
Vernunft. Jeder Franken, den der Staat ausgibt, 
muss zuerst erwirtschaftet werden: von der 
Verkäuferin, dem Ingenieur, der Unternehme-
rin, dem Schreiner. Der Staat schöpft; er 
schafft nicht. Jeder Franken muss erst verdient 
werden, bevor er ausgegeben werden kann.  
Das ist keine bürgerliche Parole – das ist 
Arithmetik.

KOLUMNE

Bruno Sauter 
Unternehmer, Konsulent

Der Staat und sein Geld –  
eine Betrachtung mit Schmerzen

SAUTER SAGT’S
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KMU geraten immer wieder 
in die Rolle unfreiwilliger 
Kreditgeber, weil der Staat 
und grosse Unternehmen 
ihre Rechnungen zu spät 
begleichen.
Gerold Brütsch-Prévôt

Der Kanton kennt keine Gnade. 
Wenn die Steuern zu spät bezahlt 
werden, verlangt er im Vergleich 
zur aktuellen Zinslage horrende 
4,5 Prozent Verzugszins. Und bei 
der SVA wird ohne einen einzigen 
Tag Toleranz sofort eine gebüh-
renpflichtige Mahnung ausgelöst. 

Kanton nimmt es gemütlich
Umgekehrt nimmt es der Staat 

eher gemütlich, wenn es darum 
geht, Rechnungen des Gewerbes 
zu bezahlen. Das war bereits 2010 
ein Thema. Die seinerzeit einge-
reichte Motion «Das Gewerbe soll 
nicht länger Bank sein müssen» 
verlangte, dass der Kanton Zürich 
Rechnungen grundsätzlich inner-
halb von 30 Tagen bezahlt. Die 
Motionäre um Josef Wiederkehr 
kritisierten, dass KMU wegen  
langer Zahlungsfristen faktisch 
als Kreditgeber der öffentlichen 
Hand fungierten. Der Regie-
rungsrat lehnte eine gesetzliche 
Regelung zunächst ab und ver-
wies auf bestehende Abläufe. 
Nach jahrelanger politischer Dis-
kussion wurden jedoch verbind-
liche Zahlungsfristen eingeführt: 
30 Tage für gewöhnliche Rech-
nungen und 45 Tage für komplexe 
Bauabrechnungen. 2015 veran-
kerte der Kantonsrat diese Vorga-
ben gegen den Willen des Regie-
rungsrats sogar im Gesetz. Aller-
dings: Kontrolliert wurde die 
Zahlungsweise des Kantons bis-
her nicht.

Staat mit Vorbildfunktion
«Mich hat gestört, dass die 

Zahlungsfristen teilweise sehr 
lang waren. Damals gab es sogar 
die Tendenz, diese Fristen noch 
weiter zu verlängern – immer mit 
dem Argument, dass man einfach 
mehr Zeit brauche. Dabei sollte 
doch die öffentliche Hand eine 
Vorbildfunktion haben», sagt Jo-
sef Wiederkehr rückblickend. Und 

hat sich die Zahlungsmoral seit-
her und in den letzten Jahren ver-
bessert? «Ich glaube schon, dass 
sich die Situation nach dem Vor-
stoss und bis heute etwas verbes-
sert hat. Die Regierung wurde 
letztlich ja gezwungen, die Abläu-
fe anzupassen. Das Risiko besteht 
aber weiterhin, dass man wieder 
in alte Muster zurückfällt, wenn 

niemand mehr darauf achtet», er-
gänzt Wiederkehr. 

Fragt man KMU nach ihren 
Erfahrungen mit dem Kanton  
und Grossbetrieben als Kunden, 
herrscht Schweigen. Die Inhaber 
und Geschäftsführer von KMU 
wollen dazu keine Auskunft ge-
ben, auch anonym hinter vorge-
haltener Hand nicht. Zu gross das 
Risiko, dass die Auftraggeber da-
von erfahren und so grosse Auf-
träge verloren gehen könnten. 
Aber ja, heisse es manchmal, dass 
die Zahlungskonditionen zum Ge-
samtpaket gehörten und nicht 
verhandelbar seien. Obwohl die 
KMU zur Ausführung des Auftra-

ges Waren einkaufen und auch 
vorfinanzieren müssten.

Meist nicht böser Wille
Der Hauptgrund für die oft 

verspäteten Zahlungen des Kan-
tons sei aber in den meisten Fäl-
len nicht böser Wille, sondern lie-
ge an den komplizierten Prozes-
sen, ordnet Josef Wiederkehr ein. 

Rechnungen müssten durch viele 
Stellen geprüft werden. Dazu 
kommt vielleicht die Haltung, 
dass es nicht so schlimm sei, wenn 
eine Zahlungsfrist einmal über-
schritten wird. Ein Anreiz wäre, 
Verzugszinsen zu verlangen, wenn 
Fristen nicht eingehalten würden. 

Allerdings: Das Gewerbe und 
Kleinbetriebe sind auch nicht ge-
rade als überaus pünktlich Zah-
lende bekannt. Besonders oft zu 
Verzügen kam es im Gastgewerbe, 
aber auch im Autogewerbe und in 
der Druckbranche war das Zah-
lungsverhalten nicht gerade vor-
bildlich. Gut jede fünfte Rechnung 
haben Schweizer Firmen letztes 

Jahr nicht rechtzeitig bezahlt,  
wie der Wirtschaftsinformations-
dienst Dun & Bradstreet heraus-
gefunden hat.

Grund für Liquiditätsprobleme
Liegt es möglicherweise an  

einem Liquiditätsproblem, unter 
anderem verursacht durch die 
schlechte Zahlungsmoral oder 
aufgezwungene Zahlungsziele von 
Grosskunden und staatlichen Be-
trieben? «Das kann durchaus ein 
Kreislauf sein», meint Wiederkehr 
dazu, «allerdings bin ich gegen-
über gewissen Studien vorsichtig. 
Die Unternehmen, die solche 
Analysen erstellen, verdienen oft 
gerade mit Dienstleistungen rund 
um das Forderungsmanagement 
Geld. Deshalb sollte man solche 
Zahlen kritisch betrachten.»

Während Corona haben die 
grossen Unternehmen ihre Zah-
lungsfristen von sich aus auf  
60 Tage erstreckt und damit mache 
Gewerbebetriebe in Not gebracht. 
Die Grossbetriebe argumentierten 
mit der herausfordernden Krise 
und einigten sich untereinander 
auf diese Praxis. Auch heute, wenn 
auch aus anderen Gründen, warten 
KMU oft lange auf ihr Geld. Beson-
ders häufig zeigen sich Zahlungs- 
und Abwicklungsprobleme im Bau- 
und Infrastrukturbereich. 

Häufig Abwicklungsprobleme
Rechnungen werden erst nach 

dem Vorliegen eines Abnahmepro-
tokolls ausgelöst und durchlaufen 
mehrere technische und administ-
rative Prüfungen. In der Praxis 
führt dies dazu, dass kleine und 
mittlere Unternehmen ihre Leis-
tungen teilweise 60 bis 120 Tage 
vorfinanzieren müssen – selbst 
wenn im Vertrag eigentlich Zah-
lungsfristen von 30 Tagen vorge-
sehen sind.

Lange Zahlungsfristen sind für 
viele KMU ein Problem. Sie müs-
sen Leistungen oft über Wochen 
oder Monate vorfinanzieren. Zwar 
hat sich die Situation im Kanton 
Zürich verbessert, doch die Zah-
lungsfristen werden oft ausgereizt 
und überzogen. Eine starke und 
gesunde Wirtschaft braucht nicht 
nur Aufträge, sondern auch 
pünktliche Zahler.

KMU als Bank für Staat und Grossfirmen

Das Nichteinhalten von Zahlungsfristen zwingt KMU in die Rolle von Kredit-
gebern. � Bild Canva AI/KI-generiert

«Damals gab es sogar die Tendenz, 
diese Fristen noch weiter zu verlän-
gern – immer mit dem Argument, 

dass man einfach mehr Zeit brauche.»
Josef Wiederkehr 

Unternehmer und Kantonsrat (Die Mitte)

Raoul Egeli

Im März dieses Jahres verzeichne-
ten die Unternehmensinsolvenzen 
ein monatliches Allzeithoch. 
Nimmt man die Werte der Jahre 
2018 und 2019 als Massstab, dann 
hat sich die Zahl der Firmenpleiten 
um rund das Zweieinhalbfache er-
höht. Das ist eine schier unglaubli-
che Steigerung. Männiglich war mit 
Nachholeffekten der Covid 19 – 
Massnahmen zur Stützung gefähr-
deter Betriebe gerechnet worden. 
Denn dank dieser Covid-Hilfen 
wurden Unternehmen unterstützt, 
über die längst der Pleitegeier ge-
schwebt hatte. Es gab zwar in den 
Jahren 2022 bis 2024 durchaus 
mehr Konkurse, doch bei weitem 
nicht in dem Ausmass, wie sie seit 
gut einem Jahr verzeichnet werden. 
Für die jüngste, gewaltige Konkurs-
welle zeichnet sich eine gewollte 
Gesetzesänderung verantwortlich. 
Seit Jahresbeginn 2025 müssen öf-
fentlich-rechtliche Forderungen 
auch auf Konkurs betrieben wer-
den. Zuvor war eine Betreibung auf 
Pfändung möglich gewesen. Die 
Beseitigung dieser Ungleichbe-
handlung war längst überfällig. Die-
se hatte nur dazu geführt, dass Fir-
men ihren Zahlungsverpflichtungen 
bei den öffentlich-rechtlichen For-
derungen zu wenig nachgekommen 
sind und so künstlich am Leben ge-

halten wurden. Die privaten Un-
ternehmen hingegen mussten auf 
Konkurs betreiben. Und wer auf 
Konkurs betreibt, muss einen Kos-
tenvorschuss leisten. Das Risiko, 
auf diesem sitzenzubleiben, ist 
hoch, denn mehr als 55 % der Kon-
kursverfahren werden mangels Ak-
tiven eingestellt. So hatte der Staat 
nicht unwesentlich dazu beigetra-
gen, dass eigentlich konkursite Fir-
men sich noch auf den Märkten 
tummelten. Damit ist es nun vor-
bei. 

Meht Pleiten 2026 nach 
dem Rekordjahr 2025

2026 dürfte es nach dem Re-
kordjahr 2025 nochmals deutlich 
mehr Pleiten geben. Ein Ende ist 
zurzeit nicht absehbar. Denn die 
jüngste Konkurswelle wird zusätz-
lich befeuert durch eine ganze Rei-
he von neuen Risiken und Heraus-
forderungen: 

•	 die Kriege in Osteuropa 
und im Nahen Osten mit unabseh-
baren Folgen für Energiepreise und 
weltwirtschaftliche Entwicklung

•	 die Unberechenbarkeit 
vieler politischer Entscheidungen, 
die Planung und Investition er-
schweren

•	 die digitale Revolution, die 
nicht nur Arbeitsplätze, sondern 
auch Firmen gefährdet, die den An-
schluss verpassen

•	 der boomende Online-
handel ausländischer Anbieter, der 
vor allem dem Detailhandel Um-
satzprozente kostet. 

Das schafft ein Klima der Unsi-
cherheit, das sich etwa in den Ein-
kaufsmanager-Indices ablesen lässt. 
Sie spiegeln die Erwartungshaltung, 
die sich seit längerem im Nirgend-
wo zwischen Hoffen und Bangen 
bewegt. 

Liquiditätsmanagement 
und Bonitätsprüfungen

In solch volatilen Zeiten tun zwei 
Dinge not: Liquiditätsmanagement 
und Bonitätsprüfungen. Es gilt, eine 
stets ausreichende Liquidität in der 
Hinterhand zu behalten, um für Un-
abwägbarkeiten gerüstet zu sein – 
ohne sich deshalb unternehmeri-
scher Chancen zu berauben. Dieses 
Geld kommt primär aus einer Quel-
le: den Kundinnen und Kunden. Jede 
unbezahlte Rechnung nagt an der Li-
quidität, sei es, weil zusätzliche Kos-
ten für das Eintreiben der Forderun-
gen entstehen oder weil diese gleich 
ganz abgeschrieben werden muss.

Hier gilt es, mit konsequenten 
Bonitätsprüfungen vor jedem Ge-
schäftsabschluss Präventionsarbeit 
zu leisten. Creditreform unter-
stützt dabei mit seinen bewährten 
Bonitätsauskünften, die rasche Ent-
scheidungen erlauben. Noch besser 
aber ist es, die Kunden auf Boni-
tätsveränderungen hin zu überwa-
chen, um sofort reagieren zu kön-
nen. Die Erfahrung lehrt, dass sich 
damit Debitorenverluste im Aus-
mass von bis zu zwei Umsatzpro-
zenten vermeiden lassen. 

Wenn eine Zahlung dann doch 
mal ausbleibt, gilt es, dranzubleiben: 
mit höflich formulierten, konse-
quenten Mahnungen auf den Zah-
lungsausstand hinweisen, klare Fris-
ten setzen und Gesprächsbereit-
schaft signalisieren. Hilfreich ist 
dabei der Hinweis auf eine Inkasso-
firma wie Creditreform, an die das 
Dossier bei Ausbleiben der Zahlung 
übergeben wird. Nur wer seine of-
fenen Forderungen aktiv bewirt-
schaftet, sichert sich auch die für 
den Fortbestand notwendige Liqui-
dität. 

Bonitätsprüfungen schützen vor Verlusten
Die Unternehmensinsolvenzen haben, befeuert von einer Gesetzesänderung, einen neuen Höchststand 
erreicht. Wenn täglich schweizweit 70 Firmen in die Pleite schliddern, ist Vorsicht am Platz. Gläubiger 

schützen sich am besten mit Bonitätsprüfungen. Damit tragen sie auch Sorge zu ihrer eigenen Liquidität. 

Es werden immer mehr: Unternehmenskonkurse seit 2018 im monatlichen Vergleich. � Grafik Creditreform

ZUR PERSON
 Raoul Egeli
geboren 1968, studierte an der 
Fachhochschule für Wirtschaft in St. 
Gallen und ist seit 2008 Präsident 
des Schweizerischen Verbandes Cre-
ditreform und war von 2014 bis 2024 
Präsident von Creditreform Inter-
national mit 21 Landesgesellschaften 
weltweit. Er ist auch Geschäftsführer 
der Creditreform Egeli Gesellschaften 
in Basel, Bern, Lugano, St. Gallen und 
Zürich. Als Vizepräsident engagiert 
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verband Inkasso Suisse. Er leitet die 
EGELI Treuhand AG und war von 
2009 bis 2013 Zentralpräsident von 
TREUHAND|SUISSE. Zudem ist er 
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spruchsvollsten Aktienzertifika-
te. Die Kunstschaffenden des  
Jugendstils sehen damals keinen 
Unterschied zwischen «hoher 
Kunst» und der Gestaltung von 
Alltagsgegenständen. Sie sind 
vielseitig tätig – Malerei, Archi-
tektur, Kunsthandwerk oder  
Illustrationen. Neben der Ge- 
staltung von Metroeingängen, 
Schmuck, Keramik, Büchern und 

Werbeplakaten widmen sie sich 
auch Wertpapieren. Diese Arbei-
ten bieten den Kunstschaffenden 
eine willkommene Möglichkeit, 
ihren Lebensunterhalt zu sichern. 
Gleichzeitig nutzen Unternehmen 
die Möglichkeit, sich mit den Na-
men renommierter Kunstschaf-
fenden zu schmücken, die oft in-
ternational ausgezeichnet waren.

Nach dem Zweiten Weltkrieg 
schlägt sich dann im Wertpapier-
design der Trend zur Versachli-
chung nieder – «Corporate De-
sign» und «Corporate Identity» 
werden zum Schlagworten. Mit 

zunehmender Digitalisierung wird 
das Aussehen der Wertpapiere zu-
nehmend weniger wichtig, bis sie 
in den 2000er Jahren dann gänz-
lich in ihrer physischen Form ver-
schwinden und an den Börsenplät-
zen der Welt rein digital gehandelt 
werden. Passend als «Nonvaleur» 
bezeichnet, sind die «histori-
schen» Wertpapiere ab dann be-
gehrte Sammelstücke, vor allem, 
wenn sie kunstvoll gestaltet sind.

Die traditionellen Wertpapiere 
mussten fälschungssicher ange-
fertigt, geschützt aufbewahrt und 
bei Ablauf der Gültigkeit entwer-
tet werden. An einer Station des 
Museums sind daher Werkzeuge, 
Objekte und Sicherheitssysteme 
der vordigitalen Ära zugänglich 
gemacht, welche durch die fort-
schreitende Entmaterialisierung 
des Zahlungsverkehrs ihren 
Zweck verloren haben.

Kunst macht Geld
Kunst ist weit mehr als Ästhe-

tik: Ob als Anlage für Investieren-
de, Teil von Sammlungen oder als 
Museumsstücke, Kunst hat eine 
intrinsische und materielle Wer-
tigkeit – und zwar mit enormen 
Summen. Kunst hat auf diversen 
Ebenen mit Geld zu tun: beispiels-
weise als Anlagevehikel für priva-

te Investoren, als Investment für 
Sammlungen oder Museen. 

Die Sonderausstellung «kunst.
macht.geld» des Schweizer Fi-
nanzmuseums sieht auf den ers-
ten Blick aus wie eine Kunstaus-
stellung. Leinwände, wo man hin- 
und durchschaut. Im Fokus der 
Ausstellung stehen aber Markt, 
Macht und Geld. Denn Kunst ist 
nicht nur reine Ästhetik, weshalb 
das Scheinwerferlicht der Sonder-

ausstellung auf die finanzielle Sei-
te des Kunstmarkts gerichtet ist.

Die Ausstellung beleuchtet die 
Verflechtungen von Kunst und Fi-
nanzen und deren Entwicklung – 
insbesondere der Malerei – sowie 
die Parallelen zwischen Kunst-
markt und Börse. Doch der Kunst-
markt birgt auch Schattenseiten: 
Im Gegensatz zum Finanzmarkt ist 
er weitgehend unreguliert und dar-
um der Kritik von Steuerhinterzie-
hung und Geldwäsche ausgesetzt. 
Die Ausstellung wirft zudem einen 
Blick auf wichtige Trends der ver-
gangenen Jahre, unter anderem 
die Digitalisierung und die Tokeni-
sierung des Marktes. (M.G.)

Geld gehört nicht ins Muse-
um. Könnte man meinen. 
Doch auch Geld hat Ge-

schichte – und seine Formen sind 
oft überraschend faszinierende 
Zeitzeugen. Das Schweizer Finanz-
museum der SIX vermittelt die Ge-
schichte und Funktionsweise des 
Finanzplatzes Schweiz anhand 
multimedialer Stationen und his-
torischer Wertpapiere. Zum Auf-
takt erleben Besucher ein audiovi-
suelles Hörspiel, in dem sich der 
Nationalbank-Initiant Robert 
Comtesse und Eisenbahnpionier 
Alfred Escher über die Entwick-
lung des Finanzplatzes austau-
schen – moderiert vom römischen 
Gott Merkur. Interaktive Statio-
nen, Touchscreens, historische 
Filmaufnahmen und multimediale 
Installationen erklären verständ-
lich, wie Börsen funktionieren, wie 
Unternehmen Kapital aufnehmen 
oder wie sich der Zahlungsverkehr 
verändert hat. Fragen wie «Wann 
wurde der erste Schweizer Banco-
mat eingeführt?» oder «Wie läuft 
ein Börsengang ab?» werden pra-
xisnah beantwortet. 

Das Museum als Bildungsort in 
einer Zeit, in der digitale Währun-
gen, Tokenisierung und neue An-
lageformen die Finanzindustrie 
tiefgreifend verändern. 

Kunstvolle Wertpapiere
Ein elementarer Ausstellungs-

teil führt durch die Wirtschaftsge-
schichte vom 16. bis ins 21. Jahr- 
hundert und zeigt anhand histori-
scher Aktien die enge Verbindung 
zwischen Finanzbranche und In-
dustrialisierung. Und nicht nur 
das: Das eigentliche Herzstück 
des Museums ist die Sammlung 
historischer Wertpapiere. 

Es ist die weltweit bedeutendste 
Sammlung historischer Aktien, zur 
Verfügung gestellt von der «Stif-
tung Sammlung historischer Wert-
papiere», die allein einen Besuch 
wert sind. Die Sammlung umfasst 
rund 10 000 historische Wertschrif-
ten aus mehr als 150 Ländern – da-
runter signierte Dokumente von 
Persönlichkeiten wie Thomas Edi-
son oder John D. Rockefeller.

Viele historische Wertpapiere 
waren mehr als Finanzdokumen-

te. Renommierte Kupferstecher, 
Lithografen und Künstler gestal-
teten sie kunstvoll und machten 
sie zugleich zu Werbeträgern, die 
Vertrauen in Unternehmen schaf-
fen sollten.

Zeitgeist auf Geldanleihen
Jede Epoche kennt ihr eigenes 

Lebensgefühl. Unterschiedliche 
Mentalitäten, kulturelle Beson-
derheiten und Symbolik formen 
den individuellen Stil. Dass dieser 
Stil sich auf Wertpapieren nieder-
schlägt, verwundert nicht, denn 
schliesslich prägt auch die Wirt-

schaft den jeweiligen Zeitgeist. 
Beim Betrachten der Aktien und 
Anleihen ist nicht nur die Ent-
wicklung des Wertpapierdesigns 
fassbar, es sind dies auch die Er-
rungenschaften der Industrie und 
die Techniken, welche in die Ge-
staltung einfliessen.

Besonders im Jugendstil, um 
die Jahrhundertwende, entstehen 
einige der künstlerisch an-

Als Aktien noch 
Kunst waren
Historische Wertpapiere erzählen von Industriali-
sierung, Unternehmergeist und der Entwicklung des 
Finanzplatzes Schweiz. Das Schweizer Finanzmuseum 
macht Wirtschaft greifbar. 

Von links: Obligation der Künstlergesellschaft in Zürich (1858), eine preussische Bergbau-Aktie (1858) und eine Aktie einer portugiesischen Keramikfabrik. � Aktie der Galerie Le Centaure in Brüssel (1927), des Club Med in Frankreich (1959) sowie eine neuere, eher trockene Bankaktie der Lehman Brothers (2008).

Eine Entdeckungsreise durchs Finanzmuseum lohnt sich – allein schon aus kunsthistorischer Sicht oder der historischen Aktien wegen. � Bilder SIX/Mark Gasser

«Viele physische Wertpapiere  
dienten nicht nur  

als Finanzdokumente, sondern  
waren zugleich kunstvolle  

Werbeträger.»

Hier mehr zum Thema

www.finanzmuseum.ch/
de/home.html.
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dagegen niemand das Referen-
dum ergreifen kann.

Was also würden Sie tun?
Schaltegger: Ich bin ein grosser 
Anhänger von Sunset Legislation, 
also von Gesetzen mit Ablaufda-
tum. Das passt zur Schweiz. Wir 
haben auch bereits einige Erfah-
rungen. Die Finanzordnung hatte 
ja immer ein Ablaufdatum. Gewiss 
wurde sie stets erneuert. Gleich-

wohl ist es nicht unnötig, darüber 
abzustimmen. Der ständige Recht-
fertigungsdruck ist eben heilsam.

Wir stehen vor sehr grossen  
Herausforderungen. Einige 
Stichworte: Zollstreit mit den 
USA, Iran-Krieg, in der Folge 
wieder steigende Energiepreise, 
Ukraine-Krieg seit 2022. Was 
bedeuten diese geopolitischen 
Verwerfungen für die Schweiz?
Schaltegger: In einer solch un-
sicheren Zeit wird das, was die 
Schweiz ausmacht, noch wichti-
ger: Planbarkeit, Sicherheit, Zu-
verlässigkeit, Kleinheit im Sinne 
von «unter dem Radar der gro-
ssen Mächte fliegen», dass wir 
uns nicht überall einmischen, 
nicht überall Noten verteilen und 
moralische Wertungen vorneh-
men. Das wird wieder geschätzt. 
Die Schweiz war in schwierigen 
Zeiten schon immer ein sicherer 
Hafen. Das ist sie jetzt wieder. 
Menschen, die etwas zu verlieren 
haben – oft sind es Vermögende – 
suchen in solchen Zeiten ver-
mehrt die Schweiz auf.

«Unter dem Radar zu fliegen» ist 
bei Donald Trump aber schwie-
rig. Er scheint die Schweiz auf 
dem Kieker zu haben.
Schaltegger: Wir können kein 
Powerplay machen, um Donald 
Trump zu beeindrucken. Wir 
müssen einfach damit leben, dass 
er gelegentlich nicht nur den an-
deren Ländern, sondern ebenso 
der Schweiz nicht nur freund-
schaftlich begegnet. Das gilt es 
auszuhalten.�

Interview  
Mathias Küng,  
Aargauer Wirtschaft

Christoph Schaltegger, in der 
Schweiz bilden wir uns etwas 
darauf ein, dass unsere  
Staatsquote tiefer ist als in  
umliegenden Ländern. Sie sagen 
aber, der staatliche Fussabdruck 
sei grösser, als wir dächten. Wie 
kommen Sie darauf?
Christoph Schaltegger: Wir 
stehen im Moment tatsächlich 
besser da als viele andere, insbe-
sondere unsere europäischen 
Nachbarländer. Das ist natürlich 
schmeichelhaft. Doch wir verglei-
chen uns sehr oft mit Ländern, 
die grössere finanzielle Probleme 
haben. Dieser Vergleich ist jedoch 
nicht sehr fair.

Was wäre also fahr?
Schaltegger: Wenn wir uns mit 
skandinavischen Ländern ver-
gleichen, sieht es viel weniger ro-
sig aus. Diese haben in den Neun-
zigerjahren vieles richtig ge-
macht, was sich jetzt auszahlt. 
Kommt hinzu, dass internatio-
nale Statistiken nur abbilden, was 
in der Budgetdebatte im Dezem-
ber in den eidgenössischen Räten 
verabschiedet wird. Das ist aber 
nur ein Teil davon, was Bund, 
Verwaltung und Magistratsperso-
nen insgesamt verantworten, und 
damit auch der Steuerzahler. 

Und der andere Teil?
Schaltegger: Ein Beispiel: Das 
Parlament beschliesst Budgetpo-

«Wir können 
kein Powerplay 
machen»
Professor Christoph Schaltegger, Direktor des Instituts 
für Wirtschaftspolitik in Luzern, spricht im Interview mit 
der «Aargauer Wirtschaft» über den unterschätzten 
staatlichen Fussabdruck, die Regulierungsdynamik und 
die Rolle der Schweiz im Zollstreit.

sitionen von der Infrastruktur 
über die Sozial- bis zur Verteidi-
gungspolitik. Aber was beispiels-
weise für den Nationalstrassen-
fonds, für den Bahninfrastruk-
turfonds, für die ETH usw. 
ausgegeben wird, macht noch 
einmal etwa 50 Prozent der Ge-
samtausgaben aus. Zusammenge-
zählt kommen wir also auf einen 
fast doppelt so grossen staatli-
chen Fussabdruck. Es ist wichtig, 
dass die Steuerzahlenden das se-
hen, weil sie für all das letztlich in 
der Verantwortung stehen, also 
auch für staatliche Vermögens-
werte wie Post, Swisscom, SBB 
usw.

Was leiten Sie  
aus dieser Erkenntnis ab?
Schaltegger: Das zu wissen, ist 
deshalb wichtig, weil wir derzeit 
darüber sprechen, wie wir mehr 
Mittel für die Verteidigung frei-
machen können. Dafür müssen 
wir Prioritäten setzen und nicht 
nur die budgetären Spielräume 
ausloten. Und dafür sollten wir 
alle Vermögenswerte des Bundes 
anschauen, weil bei nicht mehr 
betriebsnotwendigen Vermögens-
werten die Möglichkeit für Desin-
vestitionen besteht.

Zum Beispiel wo?
Schaltegger: Ich frage mich, ob 
eine derart grosse Beteiligung bei 
der Swisscom wirklich zwingend 
ist? Erst recht dann, wenn diese 
Firma stark im Ausland tätig ist. 
Es ist mir nicht klar, warum die 
Schweizer Steuerzahlenden in der 

Verantwortung für italienische 
Swisscom-Kundinnen und -Kun-
den stehen sollen. Wenn man 
diese Beteiligung zurückfahren 
und die dabei frei werdenden 
Mittel für betriebsnotwendige 
Ausgaben oder für die Beschaf-
fung von Mitteln für die Verteidi-
gung einsetzen würde, wäre der 
Fächer an Möglichkeiten noch 
einmal viel breiter.

Aber Verteidigung ist doch eine 
Kernaufgabe des Staats, die er 
mit dem Budget finanzieren muss.
Schaltegger: Der Bund regu-
liert den Infrastrukturmarkt. Das 
bedeutet jedoch nicht, dass er As-
sets wie Post, Swisscom usw. des-
wegen besitzen muss. Er reguliert 
ja auch den Finanzmarkt, ohne 
dass er sich an den Finanzinstitu-
ten beteiligt. Das zeigt, er kann 
Regulator sein und die Spielre-

geln festsetzen, ohne dass er 
selbst Eigentümer ist. Vielleicht 
ist es sogar besser, wenn diese 
Rollen sauber getrennt sind, weil 
Eigentümer und Regulator unter-
schiedliche Ziele verfolgen.

Für die Aufrüstung stehen noch 
andere Vorschläge im Raum. 
Zum Beispiel eine nationale Ver-
mögenssteuer oder eine höhere 
Mehrwertsteuer.
Schaltegger: Sie haben es vor-
hin richtig gesagt. Der Staat muss 
seinen Kernauftrag mit den Mit-
teln bestreiten, die ihm die Steu-
erzahlenden zur Verfügung stel-
len. Wenn er das nicht kann, muss 
man sich fragen, ob er das Rich-
tige tut. Die Gewährleistung von 
Sicherheit kann man nicht ausla-
gern, kann man nicht nebenbei 
temporär finanzieren. Dafür muss 
das Parlament im Budget die nöti-
gen Freiräume schaffen. 

Aber wie?
Schaltegger: Die Sozialausgaben 
wachsen um 3,5 Prozent pro Jahr 
– weit mehr als die Wirtschafts-

leistung. Wenn wir die Verteidi-
gung ernst nehmen, müssen wir 
das Wachstum des Sozialstaats in 
Bahnen bringen, dank denen der 
Staat den Kernauftrag der Vertei-
digung erfüllen kann. Gleichzeitig 
können wir Rüstungsgüter durch 
den Verkauf von Vermögenswerten 
finanzieren. Vergessen wir nicht, 
es geht hier um zusätzliche 31 Mil-
liarden Franken.

Wie gewinnt das Parlament  
konkret die nötigen Freiräume?
Schaltegger: Das Bundesbud-
get beträgt rund 90 Milliarden 
Franken, jedes Jahr steigt es um 
mindestens zwei Prozent. Diese 
Spielräume kann man also prob-
lemlos schaffen, derweil eine na-
tionale Vermögenssteuer oder 
eine höhere Mehrwertsteuer 
nicht sinnvoll wäre.

Warum nicht?
Schaltegger: Die Erbschafts-
steuerinitiative wurde auf Bun-
desebene deutlich abgelehnt, weil 
sie als problematisch erachtet 
wird. Wenn wir zur kantonalen 

noch eine nationale Vermögens-
steuer aufsatteln würden, wäre 
das noch problematischer. Denn 
hier geht es nicht um das Erbe 
Verstorbener, sondern um Subs-
tanzsteuern von Lebenden, die 
diese unabhängig von der Er-
tragslage jedes Jahr zahlen müss-
ten. Massive Ausweichreaktionen 
könnten die Folge sein. Die Ge-
fahr bestünde, den Standort 
Schweiz zu schädigen. 

Sie haben das schnelle Wachs-
tum des Sozialstaats angespro-
chen. Wir leisten uns sogar eine 
13. AHV-Rente. Fehlt es am Pro-
blembewusstsein?
Schaltegger: Manche sagen, 
die Menschen verstünden die 
Zeichen der Zeit nicht. Meine 
Erfahrung – und das sehe ich 
auch in der Literatur – ist eher 
das Gegenteil. Demokratien 
sind dann sehr reformfähig, 
wenn der Problemdruck und da-
mit der Handlungsbedarf offen-
sichtlich sind. Dann sind die 
Menschen meist sogar viel re-
formfreudiger als das politische 
Personal. Mein Vertrauen in die 
Bevölkerung ist intakt, dass sie 
bei offensichtlichem Hand-
lungsbedarf die entsprechenden 
Spielräume schafft.

Sie zeigen in einer beeindrucken-
den Grafik, dass wir nicht eine 
Gesetzeslawine haben, sondern 
eine bei Verordnungen. Wie stop-
pen wir diese? Benötigt es eine 
Sunset Legislation oder einen 
«Frühjahrsputz» für Gesetze, 
wie es Nationalrat Thomas 
Burgherr vorschlägt? Oder wo 
würden Sie ansetzen?
Schaltegger: Sehen Sie, in der 
Budgetdebatte im Dezember wird 
Finanzpolitik gemacht, Regulie-
rungspolitik findet aber von Ja-
nuar bis Dezember statt. Oft ist 
die Finanzpolitik dann nur das 
Resultat eines eigentlichen Regu-
lierungstsunamis. Verordnungen 
sind zudem in der ganzen Regu-
lierungsdynamik demokratisch 
am schlechtesten legitimiert, weil 

Professor Christoph Schaltegger, Direktor des Instituts für Wirtschaftspolitik in Luzern. � Bild Foto Basler, Aarau.

«Ich bin ein grosser  
Anhänger von Gesetzen  

mit Ablaufdatum»
Christoph Schaltegger

Direktor des Instituts für Wirtschaftspolitik, Luzern

LANGFRISTIG: REGULIERUNGEN DES BUNDES

Quelle: Lüchinger & Schelker (2016), aktualisiert bis 2025

Prof. Dr. Christoph A. Schaltegger 2

Die Regulierungstätigkeit des Bundes hat stark zugenommen
Entwicklung der Anzahl geänderter Erlasse pro Jahr, 1930 bis 2025

29. April 2026
Regulierungswut: Gerade bei den Verordnungen ist die Zahl in den letzten 
Jahrzehnten explodiert. � Quelle: Lüchinger & Schelker (2016), aktualisiert bis 2025
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Mark Gasser

Die Zürcher Wirtschaft läuft nicht 
schlecht. Aber sie läuft längst 
nicht mehr so rund wie noch vor 
wenigen Jahren. Das zeigt die ak-
tuelle Ausgabe des «KMU ZH Mo-
nitor», für den die ZHAW im Auf-
trag der Zürcher Kantonalbank 
mehr als 1280 Unternehmen be-
fragt hat. Das Ergebnis: Die Stim-
mung in den kleinen und mittle-
ren Unternehmen hat sich erneut 
eingetrübt – und der langjährige 
Optimismus bröckelt.

Zwar beurteilen noch immer 
sechs von zehn Zürcher KMU ihre 
Geschäftslage als gut. Doch der 
Trend zeigt seit mehreren Jahren 
nach unten. Aktuell beurteilen  
60 Prozent der Betriebe ihre Lage 
als positiv – 2025 waren es noch 
64 Prozent. Noch deutlicher wird 
die Verunsicherung beim Blick in 
die Zukunft: Immer weniger Un-
ternehmen rechnen mit steigenden 
Umsätzen oder besseren Margen. 
Der Anteil der KMU, die eine posi-
tive Geschäftsentwicklung erwar-
ten, sank im Vorjahresvergleich 
von 70 auf 64 Prozent. Insbeson-
dere die Erwartung steigender 
Umsätze brach 2022 von 41 Pro-
zent ein auf nur noch 12 Prozent. 

Während 2022 noch viele Be-
triebe von Wachstum ausgingen, 
halten sich heute positive und ne-
gative Erwartungen fast die Waa-
ge. Besonders spürbar sind die 
Folgen auf dem Arbeitsmarkt. 
Zwar planen weiterhin mehr KMU 
einen Stellenaufbau als einen 
Stellenabbau. Der Vorsprung ist 
jedoch stark geschrumpft. Die 
Zeit des grossen Personalhungers 
scheint vorerst vorbei zu sein.

Gleichzeitig verschieben sich 
die Sorgen der Unternehmerin-
nen und Unternehmer. Jahrelang 
galt der Fachkräftemangel als 
grösste Herausforderung. Nun 
verliert dieses Thema deutlich an 
Brisanz. Stattdessen macht vielen 
Betrieben etwas anderes zu schaf-
fen: Es fehlen die Kunden.

Rund ein Drittel der Zürcher 
KMU klagt inzwischen über eine 

zu schwache Nachfrage – doppelt 
so viele wie noch vor drei Jahren. 
Entsprechend gewinnt die Kun-
denakquise an Bedeutung und ge-
hört mittlerweile zu den grössten 
Herausforderungen im Geschäfts-
alltag. Ganz oben auf der Sorgen-
liste stehen allerdings weiterhin 
Vorschriften und Regulierungen. 
Ebenfalls stark beschäftigt die Un-
ternehmen das Thema «Digitalisie-
rung und künstliche Intelligenz», 
insbesondere kleinere Betriebe.

Druck auf Industrie und Handel 
Die Studie zeigt jedoch auch, 

dass von einer einheitlichen 
KMU-Lage keine Rede sein kann. 
Zwischen den Branchen klaffen 
die Unterschiede weit auseinan-
der. Am stärksten unter Druck 
stehen Industrie und Handel. In 
der Industrie beurteilt nur noch 
knapp jedes dritte Unternehmen 
seine Geschäftslage positiv. Viele 
Betriebe kämpfen mit sinkenden 
Margen, zurückhaltenden Kun-
den und fehlenden Aufträgen. 
Hinzu kommt der starke Schwei-
zer Franken, der exportorientier-
te Unternehmen zusätzlich belas-
tet. Auch der Handel leidet unter 
schwacher Nachfrage und zuneh-
mendem Wettbewerbsdruck.

Ganz anders präsentiert sich 
die Lage auf den Baustellen und  
in grossen Teilen des Dienstleis-
tungssektors. Im Bereich Bau und 
Architektur bewerten sieben von 
zehn Unternehmen ihre Ge-
schäftslage als gut – ein Spitzen-
wert im Branchenvergleich. Auch 
wirtschaftliche und soziale 
Dienstleistungen bleiben mehr-
heitlich optimistisch und rechnen 
weiter mit steigenden Umsätzen.

Die Herausforderungen unter-
scheiden sich dabei deutlich: 
Während Baufirmen nach wie vor 
händeringend Personal suchen, 
beschäftigt Dienstleistungsunter-
nehmen vor allem die digitale 
Transformation. Künstliche Intel-
ligenz und neue Technologien wer-
den dort häufiger als Problem und 
Chance zugleich wahrgenommen.

Der «KMU ZH Monitor 2026» 
zeichnet damit das Bild einer 
Wirtschaft im Übergang. Die 
grossen Krisenängste früherer 
Jahre sind zwar ausgeblieben, 
doch der Wachstumsoptimismus 
wich einer vorsichtigen Zurück-
haltung. Die Unternehmen suchen 
weniger Mitarbeitende – und da-
für umso häufiger neue Kunden.

Für den Wirtschaftsstandort 
Zürich ist das ein wichtiges Si-

gnal. Die KMU stellen fast drei 
Viertel aller Arbeitsplätze im 
Kanton und bilden das Rückgrat 
der regionalen Wirtschaft. Wenn 
ihre Zuversicht schwindet, lohnt 
es sich, genau hinzuschauen. 
Noch ist die Stimmung mehrheit-
lich positiv. Doch der Trend zeigt 
in eine andere Richtung.

Die Zürcher Stimmbevölkerung 
erteilte am 14. Juni zusätzlichen 
Staatseingriffen auf dem Woh-
nungsmarkt eine klare Absage. 
Mit dem Nein zur Wohnungsini-
tiative wird eine staatliche Wohn-
baugenossenschaft verhindert, die 
keine Probleme gelöst, sondern 
neue geschaffen hätte: Staatliches 
Bauen dauert erfahrungsgemäss 
länger und kostet mehr.

Besonders das Nein zur Wohn-
schutz-Initiative ist ein wichtiges 
Signal für die KMU-Wirtschaft. 
Die Folgen wären weniger Wohn-
raum, höhere Preise und weniger 
Aufträge für das lokale Gewerbe 
gewesen – die Erfahrungen in Ba-
sel-Stadt bestätigen das. 

KGV-Präsident Werner Scher-
rer sagt: «Die KMU-Wirtschaft ist 
erleichtert über das doppelte Nein. 
Die Wohnschutz-Initiative hätte 
den bereits angespannten Woh-
nungsmarkt zusätzlich blockiert: 
Sanierungen wären erschwert, In-
vestitionen gebremst und damit 
auch Aufträge für viele KMU ge-
fährdet worden.» Mit den Gegen-
vorschlägen kann der KGV als 
Kompromiss leben. KGV-Ge-
schäftsführer Thomas Hess sagt: 
«Das Nein zu den Initiativen ver-
hindert Schlimmeres. Jetzt 
braucht es aber Tempo: Der Regie-
rungsrat muss den Wohnungsbau 
beschleunigen, Verfahren digitali-
sieren und unnötige Regulierun-

gen abbauen. Wer mehr bezahlba-
ren Wohnraum will, muss Bauen 
ermöglichen statt verhindern.»

Auch die Zürcher Handelskam-
mer begrüsst das «Nein» zum zu-
sätzlichen Staats-Interventionis-
mus auf dem Wohnungsmarkt.

 Raphaël Tschanz, Direktor der 
Zürcher Handelskammer, sagt 
dazu: «Das deutliche Nein zu den 

beiden Initiativen ist erfreulich 
und zeigt, dass sich die Zürcherin-
nen und Zürcher nicht auf wohn-
politische Experimente einlassen 
wollen, die bereits in Basel-Stadt 
und in Genf gescheitert sind. Mehr 
preiswerter Wohnraum entsteht 
nur, indem man das Bauen verein-
facht und beschleunigt. Dort muss 
nun angesetzt werden.» Das Ja 
zum Gegenvorschlag zur Wohn-
schutz-Initiative schaffe für unver-
meidliche Wohnungskündigungen 
klare Regeln, sorge für Transpa-
renz und stärke die Unterstützung 
der Mieter. Nötige Anreize für In-
vestitionen, Ersatzneubauten und 
die Schaffung von neuem Wohn-
raum bleiben intakt. (ZW)

Deutliches Nein zu linken  
Wohnexperimenten

Die Zürcher Stimmbevölkerung hat die beiden linken Wohninitiativen verworfen. Damit setzt sie ein klares 
Zeichen gegen zusätzliche Eingriffe in den Wohnungsmarkt. Der KGV ist erfreut über dieses deutliche Verdikt. 

Besonders die Wohnschutz-Initiative hätte gravierende negative Folgen für das Baugewerbe gehabt.

Zurückhaltung statt Optimismus
Zürcher KMU verlieren ihren Optimismus merklich: Aktuell beurteilen 60 Prozent der Betriebe ihre Lage  

als positiv – 2025 waren es noch 64 Prozent. Auch der Blick nach vorne fällt gedämpfter aus. Doch nicht  
alle Branchen stecken den Kopf in den Sand: Für Lichtblicke sorgen Bau und Dienstleistungen.

Sowohl die Einschätzungen der KMU zu Umsatz als auch zu Marge sind sinkend. � Grafik ZKB

INFO
«KMU ZH Monitor»: die 
wichtigsten Ergebnisse
•	Die sechste Ausgabe «KMU 

ZH Monitor» der Zürcher 
Kantonalbank zeigt eine 
deutlich verschlechterte 
Stimmung bei Zürcher KMU.  

•	Immer weniger Betriebe 
rechnen mit Umsatz- und 
Margenwachstum. 

•	Grosse Unterschiede 
zwischen Branchen: In der 
Branche Bau/Architektur 
schätzen 70 Prozent die 
Geschäftslage positiv ein, 
in der Industrie lediglich 30. 

•	Trendwende bei Heraus-
forderungen: Personalman-
gel verliert an Bedeutung, 
schwache Nachfrage macht 
mehr Sorgen. 

Unsere Mitglieder 
stehen für Qualität.

Wenn Vertrauen zählt.

TREUHAND SUISSE www.treuhandsuisse-zh.ch
Schweizerischer Treuhänderverband
Sektion Zürich

Anzeige

«Das Nein zu den 
Initiativen verhin-

dert Schlimmeres.»
Thomas Hess 

Geschäftsführer KMU- und  
Gewerbeverband Kanton Zürich

Der Nationalrat hat den indirekten 
Gegenvorschlag zur Volksinitiative 
«Jederzeit Strom für alle» (Black
out stoppen) Mitte Juni angenom-
men. Der Schweizerische Gewer-
beverband sgv begrüsst den Ent-
scheid des Parlaments: Mit der 
Aufhebung des Neubauverbots für 
Kernkraftwerke stärke der Rat die 
Technologieoffenheit und schaffe 
die Grundlage für eine langfristig 
sichere Stromversorgung. Gleich-
zeitig weist der sgv darauf hin, 
dass die gesetzlichen Hürden für 
eine Rahmenbewilligung weiter-
hin sehr hoch bleiben.

Mit dem positiven Entscheid so-
wohl des National- als auch des 
Ständerates zum indirekten Ge-
genvorschlag wird ein wichtiges 
Signal zur Versorgungssicherheit 
ausgesendet. «Sichere Stromver-
sorgung heisst: Gegenüber allen 
Technologien offen zu sein. CO₂-
freie Technologien der Kernkraft 
gehören dazu», sagt Urs Furrer, 
sgv-Direktor. Die Schweizer Wirt-

schaft benötige angesichts der fort-
schreitenden Elektrifizierung zu-
sätzliche Produktionskapazitäten.

Die Voraussetzungen für die 
Erteilung einer Rahmenbewilli-
gung bleiben umfassend und an-
spruchsvoll. «Die Schweiz verfügt 
auch nach der Annahme des Ge-
genvorschlags über eines der 
strengsten Bewilligungsregime 
weltweit», sagt Fabio Regazzi, 
Präsident des sgv. Der Verband 
erwartet deshalb, dass die politi-
sche Debatte künftig nicht mehr 
um pauschale Verbote geführt 
wird, sondern um die Frage, ob 
konkrete Projekte die hohen ge-
setzlichen Anforderungen erfül-
len können.

Die Technologieoffenheit ist da-
mit wiederhergestellt. «Wer je-
doch glaubt, damit würden neue 
Kernkraftwerke automatisch Rea-
lität, verkennt die zahlreichen ge-
setzlichen Voraussetzungen und 
die langen Bewilligungsverfah-
ren», relativiert Urs Furrer.  (ZW)

sgv: «Wichtiges Zeichen für  
Versorgungssicherheit»
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desverwaltung und die einge-
schränkte Mitbestimmung. Vor-
behältlich der Prüfung, ob die 
Bedingungen erfüllt sind, werde 
die Gewerbekammer zustimmen. 

Im Zuge der Zolldiskussionen 
hat das Institut für geistiges Ei-
gentum die Auflagen für «Swiss-
ness» gelockert – was die Exklusi-
vität von in der Schweiz produ-
zierten Produkten unvermeidlich 
reduziert. «Dagegen wehren wir 
uns», so Furrer. 

Lessons learned aus Basel
Zum Schluss warnte Hansjörg 

Wilde, Präsident Gewerbeverband 
Basel-Stadt, vor den Folgen von 
Wohnschutzgesetzen. Erfahrun-
gen aus Basel hätten gezeigt, dass 
Renovationstätigkeit und Investi-
tionen zurückgehen können, ohne 
dass die Mieten sinken. Er plä-
dierte für ein Nein und eine Mobi-
lisierung gegen die beiden Zürcher 
Wohninitiativen. Letztlich trauten 
auch die Zürcher Stimmberechtig-
ten der Mogelpackung nicht: Beide 
Vorlagen wurden am 14. Juni be-
kanntlich abgelehnt. 

Mark Gasser

Urs Remund, Präsident des 
Bezirksgewerbeverbandes 
Bülach, begrüsste die rund 

200 Präsidentinnen und Präsi-
denten, Sponsoren und Partner 
aus Politik und Wirtschaft im Saal 
des Restaurants zum Doktorhaus 
in Wallisellen: Er verwies auf die 
schönen Stadtkerne in Bülach und 
Eglisau, auf die Gastgemeinde 
Wallisellen, die auch Teil der Ag-
glomeration Zürich ist. «Der Flug-
hafen ist aber unser Wirtschafts-
motor und wichtiger Arbeitgeber 
im Bezirk.» Viele Unternehmen 
hätten dank des Flughafens Ar-
beit und Aufträge. «Die Akzep-
tanz des Flughafens in der Bevöl-
kerung ist entgegen von Meinun-
gen vieler Zeitungen viel grösser, 
als es scheint.» 

Das Gewerbe – gerade im Raf-
zerfeld – sei durch die Grenznähe 
herausgefordert: Einkaufstouris-
ten und Verkehrsbelastung seien 
Dauerthemen. «Darum macht 
sich der BGVB zusammen mit be-
troffenen Gemeinden aktiv für die 
längst notwendige Umfahrung 
stark», so Remund. 

Remo Gaus, Stadtrat und 
Schulpräsident in Wallisellen und 
selber Unternehmer, begrüsste 
den Saal seitens der Stadt mit  
etwas Eishockeyromantik. Die 
Schweizer Nati habe an der Heim-
WM gezeigt, was möglich sei, 
wenn man Teamgeist entwickle, 
gemeinsam Verantwortung über-
nehme und füreinander kämpfe. 
«Genau diese Eigenschaften 
zeichnen auch uns als KMU aus.» 

KGV: Verband 
zu Gast  
in Wallisellen
An der Generalversammlung des KMU- und 
Gewerbeverbands Kanton Zürich (KGV) in Wallisellen 
waren Erfolge gegen die Regulierungswut des Staates, 
Wahlen und Wohnpolitik Thema. 

Wie im Sport entstünden die 
grossen Erfolge nicht durch Ein-
zelleistungen, sondern durch ei-
nen guten Teamgeist.

KGV-Präsident Werner Scherrer 
begrüsste das Publikum, darunter 
zahlreiche Kantons- und National-
räte. Er nannte den jährlichen Mit-
gliederbeitrag von 90 Franken an 
den KGV «eine faire Angelegen-
heit» und nannte auch ein Beispiel 
für eine erfolgreiche politische In-
tervention auf Bundesebene: Neu 
tritt endlich die vom Gewerbe seit 
langem politisch geforderte Regu-
lierungsbremse in Kraft. Der Bun-
desrat will nun eine Regulierungs-
kostenabschätzungsstelle schaffen – 
welche den Aufwand von KMU 
transparent machen soll. 

Gesamterneuerungswahlen
Im Rahmen der Gesamterneu-

erungswahlen wurden die bishe-
rigen Vertreter der Berufsverbän-
de bestätigt sowie Irene Meli und 
René Studer neu in den erweiter-
ten Vorstand gewählt. Meli tritt in 
die Fussstapfen von Peter Dode-
rer. Sie hatte bereits auch das Prä-
sidium von Doderer des Zürcher 
Malerunternehmer-Verbandes 
VZMU übernommen. René Stu-
der ist als Co-Präsident von 
Swissmechanic, Sektion Zürich, 
Nachfolger von Dominik Fischer. 

Weiter standen die Mitglieder 
des Vorstandsausschusses zur 
Wahl. Zur Wahl standen die Ver-
treter der Bezirksverbände, dar-
unter sechs Bisherige. Neu ins 
Gremium gewählt wurden Paul 
von Euw, Kantonsrat SVP und 

Unternehmer aus Bauma (pv 
energie), als Nachfolger von Hein-
rich Heider und Präsident des Be-
zirksgewerbeverbands Pfäffikon, 
sowie Marcel Suter (moneycare 
AG und Suter Unternehmensbera-
tung), im Kantonsrat auch Ob-
mann der KGV-Gewerbegruppe, 
als Nachfolger von Jürg Sulser. 
Auch Präsident Werner Scherrer 
wurde für eine weitere Amtszeit 
von vier Jahren bestätigt. 

KGV-Präsident Scherrer fand 
dann einige launige Abschieds-
worte für Nicole Barandun, die per 

Ende Juni aus ihrem GVZ-Präsidi-
um und dem KGV-Ausschuss aus-
scheidet: «Sie war die Speerspitze 
unseres Verbands in der Stadt, 
Stichworte: Parkplatzsituation, 
Velorouten, Abbau von Autospu-
ren…, es gibt viele solcher Ge-
schichten. Wir haben grossen Res-
pekt, dass du den Job in der Stadt 
gemacht hast. Denn wenn in Zü-
rich etwas passiert, hat das meis-
tens Ausstrahlung gegen aussen.» 

Regulierungswut bremsen
sgv-Direktor Urs Furrer stellte 

die neue Verbandsstrategie 2026–
2030 «mehr Unternehmertum, 
weniger Staat und Bürokratie» 
vor. Im Zentrum steht unverän-
dert das «Kerngeschäft», der  
Abbau von Regulierungskosten  
sowie eine geplante KMU-Regu-
lierungskostenbremse: Die Regu-
lierungskosten werden auf 10 Pro-
zent des BIP oder 70–80 Milliar-
den Franken jährlich geschätzt, 
das Einsparpotenzial allein durch 
Effizienzerhöhung sei geschätzte 
30 Milliarden.  

Um das Ziel zu erreichen, trat 
2024 das sogenannte Unterneh-

mensentlastungsgesetz in Kraft. 
«Es gibt Handlungsanweisungen 
an die Verwaltung, den Gesetzge-
ber und den Vollzug, um die Regu-
lierungslawine einzuschränken.» 
Beispielsweise: In Gesetzen und 
Verordnungen muss eine einfache 
Sprache angewendet werden. Das 
Unternehmensentlastungsgesetz 
sieht konkret zudem vor, dass das 
SECO jedes Jahr einen Bereich 
untersucht und beleuchtet, wo Bü-
rokratiekosten reduziert werden 
können. 

Auch von einem ganz aktuellen 
Erfolg konnte Furrer berichten: 
Die per Motion geforderte neutra-
le Schätzung von Regulierungs-
kosten durch eine unabhängige 
Stelle ist nun mit der Verabschie-
dung lanciert worden. Mit einer 
weiteren Motion wurde der  
Bundesrat nun verbindlich beauf-
tragt, eine Vorlage für eine KMU-
Regulierungskostenbremse aus-
zuarbeiten, welche wiederum auf 
Zahlen der unabhängigen Regu-
lierungskostenschätzung basiert 

(Seite 20). Wenn die Kosten einer 
vorgeschlagenen Regulierung ei-
nen bestimmten Wert überschrei-
ten, dann tritt diese in Kraft. «Es 
ist noch nicht im trockenen, aber 
wir bleiben dran».

Eine weitere Forderung (One-
Stop-Shop-Vorstoss) an die Ver-
waltung: Sie soll koordinierend 
den Gang durch die Ämter er-
leichtern – kunden- und wirt-
schaftsorientiert. 

Zum Alltagsgeschäft des sgv 
gehöre auch nach dem Motto 
«Kleinvieh macht auch Mist» die 
Bekämpfung von Regulierung und 
Bürokratie auf der Geschäftsstel-
le. So etwa die Nachhaltigkeitsbe-
richterstattung – die am Ende zu 
70 Prozent auf den KMU und nicht 
Grossunternehmen lastet. 

Als Erfolg wertete Furrer zu-
dem die Revision des Berufs-
bildungsgesetzes mit den neuen 
Titeln Professional Bachelor und 
Professional Master.

Wirtschaftspolitik: Hier gilt, 
vereinfacht gesagt, die Losung: 
mehr GMV (gesunder Menschen-
verstand), weniger «Nanny State». 
Das gelte auch bei Finanzdienst-
leistungen, bei denen Regulierun-
gen die Kunden belasteten. Zur 
Wirtschaftspolitik gehört auch 
das neue EU-Vertragspaket. Die 
Gewerbekammer, das Parlament 
des sgv, verabschiedete die Ver-
nehmlassungsantwort im Okto-
ber 2025. «Wir haben eine konst-
ruktiv-kritische Haltung. Die 
Türe ist nicht zu, aber gewisse Be-
dingungen müssen erfüllt sein.» 
So sollen die KMU-Bürokratie-
kosten im Blick behalten werden, 
konkret: Es soll keine EU-Büro-
kratie importiert werden, weiter 
geht es um die Kosten der öffentli-
chen Hand, die Stärkung der Bun-

sgv-Direktor Urs Furrer stellte die Verbandsstrategie vor, sechs Vorstands- und Ausschussmitglieder wurden verdankt. Danach blieb Zeit fürs obligate «Gesellige».

Die Generalversammlung im Saal des «Doktorhuus» in Wallisellen war geprägt von Wahlen, Wohnpolitik und Regulierungswut des Staates. � Bilder André Springer

«Nicole war die Speerspitze unseres  
Verbands in der Stadt, Stichworte: 

Parkplatzsituation, Velorouten, Ab-
bau von Autospuren.»

Werner Scherrer
Präsident KGV zum Abgang von Vizepräsidentin Nicole Barandun

INFO
Rechnung und Budget
KGV-Geschäftsführer Thomas 
Hess stieg mit einer positiven 
Meldung zu den Finanzen ein: 
«Wir sind zwar im Doktorhuus, 
aber das ist gar nicht nötig: Wir 
sind ja kerngesund.» Der KGV 
präsentierte gesunde Finanzen. 
Bei einem Ertrag von 1,29 Mio. 
Franken resultierte ein Gewinn 
von 153000 Franken. Rech-
nung, Budget und Mitglieder-
beitrag von 90 Franken wurden 
genehmigt.
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Mark Gasser

Politologe und Politanalyst Mi-
chael Hermann sprach am Früh-
lingsanlass des KGV-Förderver-
eins für eine starke Zürcher KMU-
Wirtschaft im Zunfthaus Zur 
Meisen am 26. Mai über gesell-
schaftliche und politische Ent-
wicklungen in der Schweiz, insbe-
sondere über Abstimmungs-
trends, die Wahrnehmung von 
Zuwanderung und Verdichtung 
sowie deren Zusammenhang mit 
Wohnungsmarkt und Zufrieden-
heit der Bevölkerung.

Auch Hermanns Unternehmen 
ist mit 15 Mitarbeitenden ein 
KMU oder, wie es Robert Gubler, 
Präsident des Fördervereins, be-
zeichnete, «eine kleine Marktfor-
schungsfabrik». Erstmals mit 
Hermann in Kontakt kamen kan-
tonale Verbände um Gewerbe und 
Wirtschaft, vereint im Forum Zü-
rich, vor rund zehn Jahren. Gu-
bler stellte dabei auch Ziele und 
Zweck des vor einem Jahr gegrün-
deten Fördervereins vor: Ein 
Grossteil der Mitgliedsbeiträge 
fliesst in die Verstärkung politi-
scher Kampagnen im Kanton Zü-
rich. Und dafür braucht es nicht 
zuletzt Wissen über Trends, Um-
fragen und Analysen der politi-
schen Landschaft, die man gerne 
beackern oder im Extremfall 
«umpflügen» will. 

Der Wahlkampf (2027 ist auf 
Ebene Kanton und Bund Wahljahr) 
sei schon gestartet, leitete Gubler 
zum eigentlichen Referat über –, 
das sinnigerweise betitelt war mit 
«Hektik der Wahljahre – Potenzia-
le für die KMU-Wirtschaft». 

Hermann begann mit den be-
vorstehenden Wohnschutz-Initia-
tiven und präsentierte Daten aus 
dem «Stadt-Land-Monitor» der 
fenaco: 86 Prozent der Befragten 
sind demnach mit ihrer Lebens-
qualität zufrieden. Auffällig sei  
jedoch, dass stagnierende oder 
schrumpfende Gemeinden ihre 
Entwicklung deutlich negativer 
bewerten als wachsende – beson-
ders beim Wohn- und Gastroange-

bot. Sein Fazit: Wachstum bringt 
Herausforderungen, aber auch 
Problemlösungskapazität, wäh-
rend Stagnation eher zu Abbau 
zentraler Strukturen führt. «Stag-
nation ist viel schwieriger zu ma-
nagen als Wachstum.» Eine Beo-
bachtung, die zudem auch die 
ländliche Schweiz zunehmend 

trifft: Das Dorf verliert jene An-
kerpunkte, die es überhaupt zu ei-
nem Dorf machten: die Beiz, die 
Post, den Laden. 

Während in derselben Umfra-
ge das Wachstum schweizweit ne-
gativ beurteilt wurde, wurde das 
Wachstum in der eigenen Ge-
meinde weniger kritisch gesehen. 
Daher werde clever operiert mit 
dem Szenario der 10-Millionen-
Grenze: «Die Menschen haben 
viel mehr Angst vor dieser Zahl 

als davor, was bei ihnen in der Ge-
meinde passiert», so Hermann. 

Zuwanderung
Zur Zuwanderung meinte Her-

mann mit Blick auf vergangene Ab-
stimmungen, dass Debatten über 
«Dichtestress» abgeflaut seien, ob-
wohl die Bevölkerung stark ge-

wachsen ist. Heute werde Wachs-
tum wieder stärker thematisiert, 
insbesondere im Zusammenhang 
mit der «10-Millionen-Schweiz». 
Die Bevölkerung habe zwar eine 
ideale Grösse im Kopf (8,3 Millio-
nen), rechne aber mit weiterem 
Wachstum (10,8 Mio. bis 2050) – 
ein Spannungsfeld zwischen Er-
wartungen und Realität. Angst 
entstehe weniger aus direkter Er-
fahrung als aus Wahrnehmung 
und politischer Kommunikation.

Auch Abstimmungsmuster sei-
en volatil: Während die Massen-
einwanderungsinitiative ange-
nommen, aber nicht umgesetzt 
wurde, scheiterte die Begren-
zungsinitiative klar. Allerdings 
forderte Letztere explizit eine 
Kündigung der EU-Personenfrei-
zügigkeit bei einer Nicht-Einigung 
über Beschränkungen, Erstere war 
eher abstrakt und steuernd über 
Kontingente statt konfrontativ und 
konkret. Dennoch: Migrationsthe-
men folgten eigenen Dynamiken, 
stark beeinflusst von Wohnungs-
markt- und Lohndruck sowie me-
dialer Aufmerksamkeit. Hermann 
schloss dann die Analyse der Mi-
grationsdebatte mit der Prognose: 
«Wenn die Initiative zur 10-Milli-
onen-Schweiz angenommen wird, 
werden sie sich in Bern nicht auf 
Massnahmen einigen können.» 

Sozialismus aus der Wirtschaft
Dass Vorlagen wie zusätzliche 

Ferien keine Chance hatten an der 
Urne, leitet Hermann von einem 
der Wirtschaft innewohnenden 
«liberalen Gemeinsinn» ab: «Die 
Schweiz hat traditionell die ge-

«Der liberale Gemeinsinn bröckelt»
Mit Daten, Abstimmungsanalysen und gesellschaftspolitischen Trends zeichnete Michael Hermann vor den 

Gönnern des Fördervereins des KGV ein Bild der aktuellen politischen Befindlichkeit der Schweiz. Im Zentrum 
standen Fragen rund um Zuwanderung, Wohnungsknappheit und die Karriere des Phänomens «Dichtestress».

Michael Hermann zeigte mit Daten politische Befindlichkeiten zu Fragen wie Immigration und Wohnen auf. � Bild M.G.

ringsten Lohnunterschiede vor 
Steuern – neben Südkorea. Wir 
leben sozusagen Sozialismus aus 
der Wirtschaft heraus. Im Gegen-
satz zu skandinavischen Ländern, 
da wird nachher umverteilt.» 

Allerdings bröckle dieser «Ge-
meinsinn» seit einigen Jahrzehn-
ten. Swiss-born-Manager wie 
Ospel (Swissair) und Vasella hät-
ten die amerikanische Kapitalis-
muskultur auf die Schweiz über-
tragen wollen. «Ab da war  
der informelle Vertrag etwas an-
gekratzt.» Diese Tendenz habe be-
reits in den 1990er-Jahren ihren 
Ursprung gehabt. «Selbst bei der 
FDP ist Deregulierung nicht mehr 
so hip wie damals.» Die Schwei-
zer stünden zwar immer noch für 
mehr Wettbewerb und weniger 
staatliche Kontrolle. «Aber die 
Tendenz erodiert und die Bereit-
schaft für staatliche Eingriffe 
wird grösser.» 

Dieser gesellschaftliche Wan-
del sei auch ein globaler Trend. Im 
Zuge der Globalisierung und der 
Digitalisierung, die in liberalen 
Verhältnissen gewissermassen 

mehr Leistungsorientierung mit 
sich brachten, ging auch etwas 
verloren: der Solidaritätsgedanke, 
das Mitdenken fürs Ganze, für die 
Wirtschaft und die Gesellschaft, 
habe etwas nachgelassen – was 
Abstimmungen bestätigten. Das 
Ja zur 13. AHV-Rente sei Aus-
druck davon. «Erstmals in der 

Geschichte wurden über eine Ini-
tiative statt über den Gesetzgeber 
die Sozialleistungen ausgebaut.» 
Diese Ich-zuerst-Mentalität hat 
sich seit Corona zudem verstärkt. 
Und während Corona wuchs der 
Glaube an den «omnipotenten 
Staat» – und mit ihm die An-
spruchshaltung. «Das ist Gift fürs 
schweizerische Modell, das auf 
Masshalten und Mitdenken be-
ruht.» 

Bezeichnend sei auch die ver-
stärkte Haltung für mehr Mieter-
schutz auf dem Land. Der konser-
vative Protektionismus gegen 
mehr Wachstum gehe so eine un-
heilige Allianz (an beiden Rän-
dern) mit einem Protektionismus 
für mehr Staat, mehr Eingriffe, 
und weniger Wettbewerb ein. 

Für die Initiative «Fürschi Züri» 
verfasste Hermann jüngst eine 
Studie zu den Leerkündigungen. 
Es mag überraschen: In der Stadt 
Zürich hätten diese – entgegen der 
verbreiteten Wahrnehmung und 
den medialen Zerrbildern – eher 
stagniert, ganz im Gegensatz etwa 
zu Genf. Insgesamt bleibe die 
Schweiz aber stabil, dezentral und 
anpassungsfähig. Polarisierungen 
würden sich im politischen System 

meist selbst korrigieren. Hypes 
und Wellen wie die grüne Welle 
rund um die «Fridays for Future» 
oder die Klimakleber, meinte  
Hermann, müsse man aussitzen: 
«Auch wenn es nur wenige waren, 
die sich inszenierten – sie haben es 
übertrieben. So schwang das Pen-
del relativ schnell wieder zurück.» 
Warte man den richtigen Zeit-
punkt ab, dann lohne sich, «in die 
andere Richtung Schub zu geben». 

Dezentrale Politkultur
Zum Abschluss betonte Her-

mann die Stärke der Schweizer 
Konsenskultur: Trotz Konflikten 
bleibe die Politik pragmatisch 
und fähig zur Selbstkorrektur. 
Beim anschliessenden Essen dis-
kutierten die Teilnehmenden wei-
ter über aktuelle politische Fra-
gen. So kann man – um wieder 
das Dorfidyll zu bemühen – fest-
halten: Trotz polarisierender Dis-
kussionen bleibt die Kirche am 
Ende im Dorf. Die Schweizer – 
das zeigen die Umfragen – sind 
sich dessen bewusst und springen 
keinem Trend allzu lange auf. 

«Wenn die Initiative zur 10-Millionen-
Schweiz angenommen wird,  
werden sie sich in Bern nicht  

auf Massnahmen einigen können.»
Michael Hermann 

Politologe und Leiter des Forschungsinstituts Sotomo

«Die Tendenz – mehr Wettbewerb 
und weniger staatliche Kontrolle – 
erodiert, und die Bereitschaft für 
staatliche Eingriffe wird grösser.»

Michael Hermann 
Politologe und Leiter des Forschungsinstituts Sotomo

ZÜRCHER KMU 
INNOVATIONSTAG 

7. Juli 2026
08.30 bis 17.00 Uhr

ZHdK Toni Campus

Gemeinsam zukunftsfähig: 
Mut zum Experiment

Jetzt anmelden

Medienpartner

www.kmu-innotag.ch

Anzeige

Ein Tag für neue Perspektiven: 
Der Zürcher KMU Innovationstag 
bringt Unternehmerinnen und 
Unternehmer zusammen, um ak-
tuelle Herausforderungen zu dis-
kutieren, innovative Lösungsan-
sätze kennenzulernen und wert-
volle Kontakte zu knüpfen.

Im Zentrum stehen praxisnahe 
Impulse, Workshops und Gesprä-
che zu Themen wie KI, Cybersecu-
rity, Zusammenarbeit mit Start-

ups, neue Führungsmodelle, Fach-
kräftegewinnung, Finanzierung 
sowie Innovations- und Förder-
möglichkeiten. Expertinnen und 
Experten aus verschiedenen Fach-
bereichen stehen für Fragen, Er-
fahrungsaustausch und konkrete 
Lösungsansätze zur Verfügung.

Teilnahmegebühr: CHF 120 (Kanton Zürich) 
CHF 180 (andere Kantone).
Veranstaltungsort: ZHdK Toni Campus, 
Pfingstweidstrasse 96, 8005 Zürich

Zürcher KMU-Innovationstag
Unter dem Motto «Gemeinsam zukunftsfähig: Mut zum Ex-

periment!» findet am 7. Juli von 8.30 bis 17 Uhr auf dem ZHdK 
Toni Campus der diesjährige Zürcher KMU-Innovationstag statt.

Wissens- und Erfahrungsaustausch am Innovationstag 2025. � Bild A. Della Bella
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Anna Birkenmeier

«Woran denken Sie, wenn Sie Ge-
berit hören?» Die Antwort kommt 
prompt: «An Toiletten natürlich.» 
Gelächter im Raum. Der Einstieg 
von Hansjürg Kläsi, Leiter Gebe-
rit-Informationszentrum beim 
KMU-Frauen-Anlass, sitzt. Tat-
sächlich verbinden die meisten 
Menschen den Namen Geberit mit 
Spülkästen und Sanitäranlagen. 
Dabei verbirgt sich hinter dem 
Namen einer der erfolgreichsten 
Industriekonzerne der Schweiz.

Auf Einladung von Jacqueline 
Hofer, die den Anlass der KMU- 
Frauen einmal mehr mit viel En-
gagement organisierte, erhielten 
die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer einen Blick hinter die Kulis-
sen eines Unternehmens, das seit 
150 Jahren Schweizer Industrie-
geschichte schreibt.

Im Informationszentrum zeich-
nete Hansjürg Kläsi die Entwick-
lung des Unternehmens nach. Die 
Geschichte beginnt 1874 in der 
Rapperswiler Altstadt, wo Caspar 
Gebert einen kleinen Installa- 
tionsbetrieb gründete. Ab 1900 
entstanden die ersten Spülkästen 
aus Holz – der Ausgangspunkt ei-
ner Erfolgsgeschichte.

Es folgten zahlreiche Meilen-
steine: die Umstellung auf Kunst-
stoff ab 1935, die Einführung des 
ersten Unterputzspülkastens 1962 
und der Einstieg ins Geschäft mit 
Dusch-WCs Ende der 1970er-Jah-
re. Aus dem einstigen Ein-Mann-
Betrieb entwickelte sich Schritt 
für Schritt ein international täti-
ges Unternehmen.

Bis 1997 blieb Geberit in Fami-
lienbesitz, zwei Jahre später folgte 
der Börsengang. Heute ist das Un-

ternehmen unabhängig und ver-
fügt über keinen Mehrheitsaktio-
när. Mit strategischen Übernah-
men wie Chicago Faucett, Mapress 
oder der Sanitec-Gruppe baute Ge-
berit sein Angebot kontinuierlich 
aus und entwickelte sich vom Sani-
tärspezialisten zum Komplettan-
bieter für Badezimmerlösungen.

Heute beschäftigt Geberit welt-
weit rund 12 000 Mitarbeitende, 
erwirtschaftet einen Jahresumsatz 
von rund 3,1 Milliarden Franken 
und ist in über 50 Ländern vertre-
ten. Produziert wird in 26 Werken, 
davon 22 in Europa. Deutschland 
ist der wichtigste Markt und steht 
für knapp einen Drittel des Umsat-
zes, gefolgt von der Schweiz.

Hightech hinter den Kulissen
Wie viel Technologie und Inno-

vation hinter den Produkten 
steckt, zeigte anschliessend der 
Rundgang durch die Produktions-
gesellschaft in Jona. Rico Schnei-
der führte die Besucherinnen 
durch das Werk, in dem rund  

400 Mitarbeitende im Drei-
schichtbetrieb arbeiten. Die Anla-
gen laufen rund um die Uhr, «die 
Auftragslage ist unverändert 
stark», erklärt Schneider.

Herzstück des Werks ist der 
Kunststoffspritzguss. Kunststoff-
granulat wird aufgeschmolzen, in 
Formen gepresst und dann zu fer-
tigen Bauteilen verarbeitet. Pro-
duziert werden unter anderem 
Formstücke für Abwasser- und 
Trinkwassersysteme sowie die be-
kannten Betätigungsplatten.

Beeindruckend ist dabei der 
hohe Automatisierungsgrad. Teil-
weise überwacht eine einzige Per-
son sechs Spritzgussanlagen 
gleichzeitig. Auf einzelnen Ma-
schinen entstehen pro Stunde 
rund 100 Betätigungsplatten. Der 
hohe Automatisierungsgrad sei 
eine Voraussetzung, um langfris-
tig wettbewerbsfähig am Werk-
platz Schweiz produzieren zu kön-
nen, betont Schneider.

Für Schmunzeln sorgte ein De-
tail am Rande: Die Roboter tragen 

allesamt Frauennamen, die Ver-
teilwagen männliche.

Innovation bis ins Detail
Innovation zeigt sich nicht nur 

in der Produktion, sondern auch 
in den Produkten selbst. Im Be-
reich Trinkwasser arbeiten die 
Entwickler daran, Rohrsysteme so 
zu gestalten, dass möglichst gerin-
ge Druckverluste entstehen. Dafür 
kommen komplexe Verfahren wie 
die zweistufige Spritzgusstechnik 
oder die sogenannte Wendeplat-
tentechnologie zum Einsatz.

Die Entwicklungsarbeit findet 
direkt in Jona statt. Insgesamt 
stehen dort rund 100 Spritzguss-
anlagen im Einsatz. 

Ein weiterer Schwerpunkt ist 
die Vereinfachung für Installateu-
re. Ziel sei es, Produkte zu entwi-
ckeln, die mit möglichst wenigen 
Werkzeugen montiert werden 
können und den Arbeitsalltag auf 
der Baustelle erleichtern.

Auch Nachhaltigkeit spielt in 
der Produktion eine wichtige Rol-
le. Kunststoffabfälle werden dem 
Produktionsprozess wieder zuge-
führt. Das Kühlwasser zirkuliert 
in einem geschlossenen Kreislauf 
und muss lediglich einmal pro 
Jahr ersetzt werden.

Menschen hinter dem Erfolg
Nach dem Rundgang wurde 

deutlich, warum Geberit seit Jahr-
zehnten erfolgreich ist. Hinter Spül-
kästen, Rohren und Betätigungs-
platten stehen Innovationskraft, 
hohe Fertigungstiefe und Effizienz. 
Gleichzeitig sind es die Menschen, 
die den Erfolg des Unternehmens 
tragen – ganz im Sinne der Gebe-
rit-Werte: Integrität, Innovation 
und gemeinsamer Erfolg.

Von der Holzspülung zum Weltkonzern
Was verbindet man mit Geberit? Für viele lautet die Antwort schlicht: Toiletten. Doch hinter dem bekannten 

Namen steckt weit mehr als Sanitärtechnik. Beim Anlass der KMU-Frauen Zürich erhielten die Teilnehmenden 
einen spannenden Einblick in die 150-jährige Erfolgsgeschichte des Schweizer Traditionsunternehmens in Jona.

Anzeige

Die KMU-Frauen zu Besuch beim berühmten Toilettenhersteller.� Bild ab

Das Ergebnis im öffentlichen On-
line-Voting zum «Rostigen Para-
graphen», der zum 20. Mal von der 
IG Freiheit verliehen wurde, fiel 
überraschend klar aus. Wenig 
überraschend: Wieder einmal 
schwang die Stadt Zürich mit der 
absurdesten bürokratischen For-
derung obenaus. Mit 57 Prozent 
der Stimmen setzte sich Gemein-
derat Michael Schmids Forderung, 
Plakatwerbung im öffentlichen 
Raum weitgehend zu verbieten, 
gegen die übrigen Nominationen 
durch. Gemäss Schmids (AL) Vor-
stoss sollen künftig kommerzielle 
Plakate, digitale Werbeflächen und 
weitere Aussenwerbung im öffent-
lichen Raum stark eingeschränkt 
oder verboten werden, da diese die 
«Konsumkultur» anheizen und so 
«zahlreiche negative gesellschaft-
liche Folgen» mit sich bringen 
würden. Betroffen wären nicht nur 
klassische Plakatstellen, sondern 
auch die öffentliche Hand, sprich: 
Werbeflächen an Haltestellen, in 
Trams, an Bahnhöfen. 

Allein im öffentlichen Raum geht 
es um 3000 kommerzielle Plakat-
flächen und Werbeanlagen, dar-
unter 342 digitale Werbebildschir-
me und 31 Plakat-Leuchtdrehsäu-
len. Für die Stadt Zürich stehen 
Einnahmen von 28 Mio. Franken 
pro Jahr auf dem Spiel. Dies wird 
im nächsten Jahr noch für eine 
spannende Debatte sorgen.

Denn der Vorstoss wurde 
knapp, mit 58 zu 57 Stimmen, 
überwiesen und liegt derzeit beim 
Stadtrat, der Vorschläge ausarbei-
ten muss, über die der Gemeinde-
rat dann noch einmal zu befinden 
hat. Die Regierung wird eine neue 
Reklameverordnung vorlegen, ge-
mäss der digitale Werbebildschir-

me im öffentlichen Raum nicht 
mehr erlaubt sind – ebenso Stellen 
an privaten Häusern oder in 
Schaufenstern, die vom öffentli-
chen Raum aus sichtbar sind. 

Die Kritik ist vielfältig: Neben 
dem Vorwurf, dies sei ein bevor-
mundender Eingriff in Wirtschaft, 
Gewerbe, Kultur und Stadtleben, 
gibt es auch ungeklärte rechtliche 
Fragen. Der linksgrün dominierte 
Stadtrat lehnt ein generelles Ver-
bot von Aussenwerbung ab.

Velopauschale, veganes Raclette
Den zweiten Platz erreichte die 

Basler Regierungsrätin Esther Kel-
ler mit 17 Prozent der Stimmen. Ihr 
Departement will das Mobilitäts-
verhalten der kantonalen Ange-
stellten über eine neue Teilzeitstel-
le als «Veloanimator» steuern. Die 
Mitarbeiter sollen motiviert wer-

den, mit dem Velo, zu Fuss oder mit 
dem ÖV zur Arbeit zu kommen. Als 
Anreiz soll hierfür auch eine Velo-
pauschale ausbezahlt werden.

Auf Rang drei landete das For-
schungsprojekt des Bundes für 
veganes Raclette. Agroscope-Di-
rektorin Corinne Jud Khan erhielt 
12 Prozent der Stimmen. Die For-
schungsanstalt entwickelte eine 
pflanzliche Raclette-Alternative 
auf Basis von Sonnenblumenker-
nen. Dass der Bund Geld in eine 
käsefreie Variante des Traditions-
gerichts investiert, stiess in Bun-
desbern auf wenig Verständnis.

Säuliwett- und Alkoholverbot
Der vierte Platz ging an die  

Interkantonale Geldspielaufsicht, 
präsidiert von Jean-Michel Cina. 
Anlass für die Nomination war 
die bürokratische Auseinander-

setzung um das traditionelle OL-
MA-Säulirennen. Die Frage, ob 
Wetten auf rennende Ferkel als 
Sportwetten gelten dürfen, be-
schäftigte die Behörden und Ge-
richte während mehrerer Jahre.

Den fünften Platz belegte der 
Waadtländer Grossrat Oleg Gafner. 
Er forderte eine Promillegrenze für 
Parlamentarier während Ratsde-
batten. Ihn hatte gestört, dass sich 
Parlamentskollegen während einer 
Debatte Wein genehmigten. 

Die Verleihung des «Rostigen 
Paragraphen» fand in Zürich vor 
über 400 Gästen statt. Seit 2007 
macht die IG Freiheit damit auf 
übertriebene Regulierung und 
staatliche Bevormundung auf-
merksam. Auch im Jubiläumsjahr 
zeigt sich: Der politische Erfinder-
geist kennt kaum Grenzen bei der 
Schaffung neuer Vorschriften. (ZW)

Verbot von Plakatwerbung toppt alle 
Zum 20. Mal hat die IG Freiheit den «Rostigen Paragraphen» vergeben für besonders absurde Regulierungen, 

Vorstösse und bürokratische Auswüchse. Die diesjährige Auszeichnung geht in die Stadt Zürich beziehungsweise an 
Gemeinderat Michael Schmid für seinen Vorstoss, Plakatwerbung im öffentlichen Raum weitgehend zu verbieten.

Gregor Rutz (Präsident IG Freiheit) übergibt Michael Schmid den Preis. � Bild zvg
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Der Winterthurer Unternehmer-
preis KMU-MAX hat seinen  
Sieger: Das Café Restaurant  
Obergass wurde am 20. Mai im 
Casinotheater Winterthur ausge-
zeichnet. Über 300 Gäste feierten 
an der bereits 16. Verleihung des 
beliebten KMU-Preises mit – und 
entschieden wie jedes Jahr selber 
über den Gewinner. Per Live-Vo-
ting kürte das Publikum das tra-
ditionsreiche Altstadtlokal zum 
Sieger. Ebenfalls im Final standen 
die Küng & Co AG sowie die Sel-
zam AG. Moderiert wurde der An-
lass von Désirée Schiess und Urs 
Hofer.

Das Café Restaurant Obergass 
gehört seit bald 30 Jahren zur  
kulinarischen Seele der Winter-
thurer Altstadt. Karin und Daniel 
Hunold setzen gemeinsam mit ih-

rem Team auf saisonale und regio-
nale Küche, kurze Lieferwege und 
eine enge Verbundenheit mit Win-
terthur. Gleichzeitig engagiert sich 
der Betrieb stark im gesellschaft-

lichen Leben der Stadt – etwa an 
der Fasnacht, am Albanifest oder 
bei weiteren Kulturevents.

Der KMU-MAX wird jedes 
Jahr vom KMU-Verband Winter-

thur und Umgebung vergeben. 
Das Interesse war auch 2026 
gross: Rund 450 Personen reich-
ten zu Jahresbeginn ihre Lieb-
lingsunternehmen ein. Insgesamt 
kamen so 220 regionale KMU zu-
sammen. Eine Jury aus Wirt-
schaft, Kultur und Medien wählte 
daraus sieben Unternehmen aus, 
die dann im Onlinevoting um den 
Finaleinzug kämpften.

Neben einer Trophäe erhält das 
Siegerunternehmen ein Preisgeld 
von 3000 Franken, das einer ge-
meinnützigen Organisation im Be-
zirk Winterthur gespendet wird. 
Zudem übernimmt das Gewinner-
KMU eine fünfjährige Patenschaft 
für eine «Winterlinde» auf dem  
Dialogplatz im Sulzer-Areal – Sym-
bol für die starke Verwurzelung der 
regionalen Unternehmen. (ZW)

KMU-MAX für Winterthurer Altstadtlokal
Vom Publikum gefeiert, vom Winterthurer Gewerbe geehrt: Das Café Restaurant Obergass hat den KMU-MAX 
2026 gewonnen. Vor über 300 Gästen setzte sich der traditionsreiche Altstadtbetrieb im Live-Voting durch –  

und bewies einmal mehr, wie stark regionale KMU die Stadt prägen.

Jubel im Casinotheater nach Bekanntgabe der Gewinner. � Bild zuvg

Mark Gasser

Die Herausforderungen des Ge-
werbes Bülach sind beispielhaft 
für viele Vereine und Organisatio-
nen: begrenzte Ressourcen, stei-
gende Anforderungen an die 
Kommunikation sowie die Frage, 
welche Projekte den grössten Nut-
zen für die Mitglieder stiften.

In den Worten von Igor Lupsic, 
Gewerbepräsident in Bülach: «Es 
wird zunehmend schwieriger,  
Firmeninhaberinnen und Fir-
meninhaber langfristig für ein 
Vereinsengagement oder sogar für 
Vorstandsarbeit zu begeistern. 
Gleichzeitig stellt sich für uns als 
Vorstand immer wieder die Frage, 
ob wir den Verein auf dem richti-
gen Weg führen und ob unsere 
Mitglieder unsere Arbeit und ge-
setzten Prioritäten auch tatsäch-
lich so wahrnehmen und begrüs-
sen, wie wir dies annehmen. Zu-
dem ist es nicht immer einfach, 
einzuschätzen, welche Themen 
und Projekte für die Mitglieder 
wirklich Priorität haben.»

So wurde der Gewerbeverein 
über den KMU- und Gewerbever-
band Kanton Zürich auf das  
Netzwerk adlatus aufmerksam. 
Schweizweit bieten rund 200 ak-
tive ehemalige Führungskräfte 
und Unternehmerinnen und Un-
ternehmer, davon rund 30 in der 
Region Zürich und Agglomera- 

tion, unkompliziert und vor al-
lem: kostengünstig Beratungen 
an. Das adlatus-Netzwerk prüft 
jeweils bei Anfragen, welches Mit-
glied zur Lösung des Problems am 
besten infrage kommt. In der Re-
gion Zürich und Umgebung arbei-
tet adlatus seit dem Jahr 2021  
mit dem KGV zusammen. Damals 
stellte adlatus ein Härtefallpro-
gramm auf die Beine, um Betrie-
ben zu helfen, welche durch Co-
vid-Massnahmen unverschuldet 
in Schwierigkeiten geraten waren. 

Was braucht Bülach?
Der Prozess mit adlatus begann 

in Bülach mit einem ersten Ken-
nenlerngespräch. Anschliessend 
wurden gemeinsam die Ziele für 
einen Workshop definiert, erzählt 
Lupsic. «Uns war dabei besonders 
wichtig, dass die Arbeitsgruppe 
nicht nur aus Vorstandsmitglie-
dern besteht, sondern bewusst 
auch Vereinsmitglieder miteinbe-
zogen werden. Wir waren über-
zeugt, dass dadurch unterschiedli-
che Perspektiven einfliessen und 
wir ein ehrliches sowie konstrukti-
ves Gesamtbild erhalten. Ziel des 
Workshops war es, sowohl unsere 
Stärken als auch unsere Schwä-
chen sichtbar zu machen und dar-
aus konkrete Ansätze zu entwi-
ckeln, wie wir bestehende Heraus-
forderungen langfristig und 
strukturiert verbessern können.» 

Die Erfahrungen mit dem 

Workshop seien dann durchwegs 
positiv gewesen, der Austausch 
lehrreich. Gewisse Erkenntnisse 
aus dem Prozess hätten Themen 
erfreulicherweise bestätigt, an de-
nen der Verein bereits vor der Zu-
sammenarbeit mit adlatus gear-
beitet hatte. «Das zeigte uns, dass 
wir uns mit verschiedenen Ansät-
zen bereits auf dem richtigen Weg 
befinden. Gleichzeitig war es wert-
voll, gemeinsam in einer offenen 
Arbeitsgruppe an der Weiterent-
wicklung des Vereins zu arbeiten.» 

Zur Methodik: Mit dem Sokra-
tesMapConcept (SMC) konnten 
gemeinsam mit Vertretern des 
Vorstands und des lokalen Gewer-
bes die relevanten Einflussfakto-
ren und deren Wechselwirkungen 
auf Organisation, Beteiligte, Pro-
zesse und laufende Projekte sicht-
bar gemacht werden. Mit dieser 
Methode können Verbände bezie-
hungsweise deren Struktur, Orga-
nisation, Prozesse und Herausfor-
derungen innert Kürze neu ge-
dacht, visualisiert und modelliert 
werden. «Der besondere Mehr-
wert dieses Ansatzes liegt darin, 
dass nicht Einzelmeinungen oder 
Vermutungen im Vordergrund 
stehen, sondern ein gemeinsam 
entwickeltes und leicht verständ-
liches Wirkungsmodell», sagt 
Thomas Vaterlaus von adlatus. 
Dadurch werden Zusammenhän-
ge transparent, Prioritäten er-
kennbar und bislang verborgene 

Potenziale sichtbar. Gleichzeitig 
entsteht eine fundierte Grundlage 
für nachhaltige Entscheidungen 
und die gezielte Weiterentwick-
lung der Organisation.

Erkenntnisse der Analyse
Konkret: Die Analyse hat ge-

zeigt, dass das Gewerbe Bülach 
über eine solide organisatorische 
Basis verfügt und bereits wichtige 
Entwicklungsprojekte angestossen 
hat. Gleichzeitig wurde deutlich, 
dass insbesondere die stärkere 
Vernetzung bestehender Aktivitä-
ten sowie ein systematisches Kom-
munikationskonzept zentrale He-
bel für die zukünftige Weiterent-
wicklung des Vereins darstellen.

Wie geht es nun weiter?
Die nächsten Schritte bestehen 

nun darin, die gewonnenen Er-
kenntnisse aktiv in die Vorstands-
arbeit einfliessen zu lassen. «Zu-
dem möchten wir weitere Arbeits-
gruppen bilden, um einzelne 
Themen vertieft zu behandeln und 
die Zusammenarbeit innerhalb 
des Vereins weiter zu stärken», so 
Lupsic. Die zukünftige Zusam-
menarbeit mit adlatus werde der 
Vorstand ebenfalls weiter prüfen 
und die finanziellen Rahmenbe-
dingungen dazu noch klären.

Lupsic ist froh, dass die Hilfe 
zur Selbsthilfe durch adlatus – via 
KGV vermittelt – zustande kam. 
Die Auswertung des Workshops 
habe bestehende Themen bestä-
tigt und gleichzeitig neue Perspek-
tiven aufgezeigt. «Darauf können 
wir nun gezielt aufbauen. In einem 
nächsten Schritt geht es darum, 
die Erkenntnisse gemeinsam wei-
terzuentwickeln und schrittweise 
umzusetzen, teils im Vorstand, 
teils in Arbeitsgruppen mit Unter-
stützung unserer Mitglieder.» Vie-
le Vereine stünden heute vor ähn-
lichen Herausforderungen. «Umso 
wichtiger ist es, junge Unterneh-
merinnen und Unternehmer für 
Vereinsarbeit zu begeistern, den 
Wandel der Zeit ernst zu nehmen 
und gleichzeitig den Mitgliedern 
aktiv zuzuhören.» 

Gewerbeverein auf Selbstfindung
Der Gewerbeverein Bülach hat sich einem strukturierten Selbstfindungsprozess unterzogen, um Fragen zur Aus-

richtung, Prioritätensetzung und Mitgliederorientierung zu klären. Mithilfe des Netzwerks adlatus wurden in einem 
Workshop Stärken, Schwächen und Entwicklungspotenziale sichtbar. Ziel: den Verein zukunftsfähig zu machen. 

Während des Workshops in Bülach. � Bild zvg

INFO
Netzwerk adlatus
adlatus Zürich & Agglomera-
tion unterstützt KMU, Non-
Profit-Organisationen und 
Privatpersonen mit erfahrenen 
Fach- und Führungskräften. 
Als praxisorientierter Spar-
rings- und Umsetzungspartner 
schaffen die Mitglieder von 
adlatus Zugang zu Erfahrung, 
Kompetenz und unabhän-
giger Beratung – effizient, 
wirkungsvoll und ohne die 
Strukturen und Kosten grosser 
Beratungsunternehmen.

«Das ist ein Erfolg für die KMU, 
die bei der Umsetzung staatlicher 
Vorgaben oft stärker gefordert 
sind als grössere Unternehmen», 
sagt Fabio Regazzi, Unternehmer 
und sgv-Präsident. Die Forderung 
nach einer Regulierungsbremse 
hat eine lange Geschichte. Schon 
am Gewerbekongress 2010 in Lu-
gano forderten die KMU eine Re-
duktion der Regulierungskosten 
um netto 20 Prozent bzw. um  
10 Milliarden Franken bis 2018 
sowie eine systematische Mes-
sung und Erfassung der gesamten 
Regulierungskosten. Diese ma-
chen gemäss Schätzungen des sgv 
80 Milliarden Franken oder 10 Pro-
zent des BIP aus. Und eine Studie 
von Avenir Suisse zeigt, dass rund 
70 Prozent der Kosten von Liefer-
kettengesetzen von Grossunterneh-
men auf KMU überwälzt werden.

Jetzt ist der Bundesrat am Zug: 
Er muss eine entsprechende Vorla-

ge ausarbeiten. Künftig sollen Bun-
desgesetze und völkerrechtliche 
Verträge, die für KMU erhebliche 
zusätzliche Regulierungskosten 
verursachen, strengere Anforde-
rungen im Gesetzgebungsprozess 
erfüllen. Solche Vorlagen sollen 
entweder die Zustimmung eines 
qualifizierten Mehrs in beiden Rä-
ten benötigen oder durch die Auf-
hebung bzw. Anpassung bestehen-
der Erlasse in mindestens gleichem 
Umfang kompensiert werden. 

Die Regulierungskostenbrem-
se soll greifen, sobald eine noch 
festzulegende Anzahl Schweizer 
KMU von den zusätzlichen Kos-
ten betroffen wäre.

Unabhängige Abschätzung
Ebenfalls vom Nationalrat an-

genommen wurde die Motion von 
Fabio Regazzi für eine unabhän-
gige Regulierungskostenabschät-
zung. Damit können die regulie-

renden Bundesämter die daraus 
entstehenden Kosten für KMU 
künftig nicht mehr kleinreden.

Kleinsendungen aus Asien
Der sgv hat zum Sessionsstart 

in die Sommersession gleich wei-
tere Erfolge für die KMU verbu-
chen können. Auch die Motion von 
Fabio Regazzi zur Verstärkung der 

Kontrolle bei Kleinsendungen aus 
Asien wurde vom Nationalrat an-
genommen. Dort wird ein wichti-
ger Schritt zur Verbesserung der 
Produktsicherheit und zur Sicher-
stellung freier Wettbewerbsbedin-
gungen für Schweizer KMU ge-
setzt. Der sgv begrüsst die zügige 
Umsetzung, um faire Marktchan-
cen nachhaltig zu stärken. (ZW)

Regulierungsbremse: Erfolg für KMU
KMU erhalten eine Regulierungsbremse. Der Nationalrat hat die Motion «Einführung einer KMU-

Regulierungskostenbremse» von Ständerat und Gewerbekammermitglied Jakob Stark angenommen. Dies,  
nachdem ihr bereits der Ständerat zugestimmt hatte. Jetzt muss der Bundesrat eine Vorlage ausarbeiten.

Den Bürokratieberg reduzieren: Ein Kernthema des sgv. � Bild stock.adobe/stokkete
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Das schweizerische Bildungssys-
tem zwingt junge Talente im Ver-
gleich zu vielen anderen Sportna-
tionen sehr früh dazu, sich beruf-
lich zu orientieren, oder alles auf 
den Sport zu setzen. Gerade in  
einer entscheidenden Entwick-
lungsphase entsteht dadurch 
enormer Druck. Die Folge: Talen-
te werden häufig mit der Frage 
konfrontiert, ob sie sich für Spit-
zensport oder Berufslehre ent-
scheiden müssen.

Dabei schliessen sich diese bei-
den Wege nicht aus. Genau hier 
setzt Alexandra Enzler an. Sie 
verbindet über 30 Jahre Erfah-
rung in der Berufsbildung mit der 
Realität des Nachwuchsspitzen-
sports und entwickelt Lösungen, 
die Leistungssport und Lehre 
nachhaltig vereinbar machen.

Gleichzeitig stellt sich eine un-
bequeme Frage: Warum werden 
so viele junge Sportler fast auto-
matisch in die sogenannte Sport-
lerlehre gelenkt, obwohl diese 
letztlich nichts anderes ist als ein 
schulisch organisiertes KV in vier 
Jahren? Während Praktikums-
plätze immer schwieriger zu fin-
den sind und die Digitalisierung 
klassische Administrationsberufe 
laufend abbaut, werden viele jun-
ge Talente in Ausbildungswege ge-
lenkt, die sie ohne ihre Sportkar-
riere kaum gewählt hätten. Da 
stelle sich die Frage: Fördern wir 
mit der standardisierten «Sport-
lerlehre» tatsächlich nachhaltige 
Perspektiven oder produzieren 
wir neue Sackgassen? 

Fragwürdige Standardlösungen
Aus ihrer Arbeit mit Clubs, 

Verbänden, Ausbildungsbetrie-
ben und Berufsschulen weiss sie: 
Nicht die Jugendlichen scheitern, 
sondern oft die Strukturen. Viele 
Programme setzen auf Standard-
lösungen wie klassische Sportler-
lehren oder reine Lehrverlänge-
rungen. Für manche funktioniert 
das, für viele jedoch nicht. «Die 
Suche nach Standardlösungen ist 
für Verbände oder Institutionen 
verständlich. Aber Talente brau-
chen oft individuelle Lösungen», 

sagt Enzler. «Bei den meisten 
Sportverbänden und Clubs sind 
ehemalige Spitzensportler in Po-
sitionen, welche die Bildungsver-
ordnung und die Berufsbildung 
nicht kennen», so Enzler. «In der 
Bildungslandschaft und Swiss 
Olympic sind das oft Akademiker 
oder Sportstudenten, die versu-
chen, Konzepte zu entwickeln, 
von denen ich nicht glaube, dass 
sie die Bedürfnisse des Berufs-
markts treffen.»

Ausbildungsbetriebe sind offen
Gleichzeitig erlebt sie in Ausbil-

dungsbetrieben erstaunlich wenig 
Widerstand. Die Bereitschaft, jun-
ge Spitzensportler zu unterstüt-
zen, sei häufig vorhanden. Die  
Herausforderung liege vielmehr 
darin, Sport und Berufsbildung so 
zu koordinieren, dass Talente 
nicht zwischen beiden Welten auf-
gerieben werden. Gerade in Sport-
verbänden fehle oft das vertiefte 
Verständnis für die Berufsbildung 
und deren Möglichkeiten. Umge-
kehrt würden in der Bildungs-

landschaft Konzepte entwickelt, 
die den Anforderungen des Spit-
zensports oder des Arbeitsmarkts 
nicht immer gerecht werden. 

Seit über sechs Jahren arbeitet 
Enzler selbstständig an dieser 
Schnittstelle und begleitet junge 
Talente praxisnah. Dabei zeigt sie 
konkret auf, wie individuelle Lö-
sungen zwischen Sport, Betrieb 

und Schule möglich werden, statt 
junge Menschen in starre Modelle 
zu drängen.

Eishockeytalent Ramsauer
Wie wichtig solche Unterstüt-

zung ist, zeigt auch das Beispiel 
von Robin Ramsauer, Stürmer 
beim EHC Chur. Der Eishockey-
spieler absolvierte eine Lehre und 
konnte erst drei Jahre nach Lehr-
abschluss vollständig vom Profi-
sport leben. Rückblickend sagte er 
im Interview: «Ohne die Unter-
stützung hätte ich mich entschei-
den müssen.» Genau darum geht 
es: Talente sollen nicht gezwungen 
werden, sich mit 15 oder 16 Jahren 
zwischen sportlicher und beruf- 
licher Zukunft zu entscheiden.

«Mein Ziel ist, dass Talente 
ihre Lehre erfolgreich abschlies-
sen und gleichzeitig im Sport ihr 
Potenzial ausschöpfen können, 
weil wir es uns sportlich wie fach-
lich gesehen in der Schweiz 
schlicht nicht leisten können, sie 
durch schlechte Strukturen zu 
verlieren.» (ZW)

Spitzensport und Berufslehre vereinen
«Spitzensport oder Berufslehre?» Die falsche Frage und oft der falsche Ansatz.  

Und genau diese Entscheidung kostet Karrieren, findet eine Ausbildungsexpertin. 

Talente der Rapperswil Jona Lakers, die ihre Lehre abgeschlossen haben (von links): Andrin Flütsch, Elektromonteur EFZ, 
Yanik Holzer, Kaufmann EFZ (Swissmem), Ilja Lüthi, Zeichner Architektur EFZ, Fabio Domig, Kaufmann EFZ (Treuhand). 

Robin Ramsauer schloss die Lehre 
als Produktionsmechaniker EFZ ab. 
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Ihre persönliche Pensionskassenberatung.
Bei uns werden Sie persönlich beraten. Wir gehen auf individuelle Bedürfnisse Ihres Unternehmens 
ein und betreuen alle Ihre Pensionskassenanliegen sicher und erfahren. 

Scannen und
informieren. Finanziell selbstbestimmt leben.

Sie kümmern sich um die 
Zufriedenheit Ihrer 

Kundinnen und Kunden.

Wir um die 
Pensionskasse für Ihr 

Unternehmen. 

Anzeige

Ferrari-Fans sind 
entsetzt. Wie zu 
erwarten. Fans sind 

halt Liebhaber. Und Liebha-
ber leben vom geliebten 
Objekt, also fürchten sie 
nur eines: dass ihr Objekt 
sich verändert. Tut es aber 
gerade. Nach 80 Jahren mit 
röhrenden Motoren wagt Ferrari das Experiment 
eines vollelektrischen «Luce», durchaus sport-
lich: 1050 PS (aus vier Elektromotoren) beschleu-
nigen in 2,5 Sekunden von null auf hundert. 
Trotzdem scheidet «Luce» die Geister. Ferrari-
Präsident John Elkann: «Wir haben bewusst 
die Entscheidung getroffen, die Zukunft 
anzuführen.» Tenor der Reaktionen aus der 
Fangemeinde: «bieder», «zu wenig Ferrari». 
Wer hat recht? Ferrari natürlich. Zukunft gibt 
es nie für Status-quo-Politur. Nostalgische 
Gefühle sind grad Mode. Nostalgie ist trotzdem 
keine Strategie. 
Der grösste Feind der Zukunft ist eine erfolgrei-
che Gegenwart. Die (deutsche) Autobranche 

kann davon ein Lied singen. Stets bemüht, akute 
Kundenwünsche zu befriedigen, bastelte sie 
unbeirrbar weiter am Althergebrachten, tüftelte 
hingebungsvoll an Finessen des Verbrenners, 
spottete über die Solarträume vermeintlich 
grüner Romantiker – und wunderte sich, als 
Tesla auch in Europa vordrang, als die deut-
schen Klassiker am Salon in Schanghai von 
ihren Spitzenpositionen auf Ränge hinter 15 
zurückfielen. 
«Unsere Kunden schätzen das»: das Credo aller 
Gegenwartsfrommen. Der Kunde ist König, klar, 
und für Könige ist nur das Beste gut genug. Doch 
woher weiss dieser König, was für ihn das Beste 
ist? Vor allem: Was für ihn übermorgen am 
besten ist? Unternehmen mit Appetit auf 
Zukunft bleiben nie stehen bei dem, was Kunden 
momentan mögen; sie nehmen Witterung auf im 
diffusen Wind des Zeitgeistes, sie erforschen die 
versteckten Wünsche potenzieller Kunden. Weil 
sie wissen: Wer will, dass die Dinge bleiben, wie 
sie sind, muss jederzeit ein paar Dinge ändern. 
Wie Ferrari das jetzt tut mit seinem Stromer-
Sportwagen. Man mag am E-Antrieb herum-

mäkeln, immerhin versaut er nicht die Luft. Er 
kann auch die Tonalität des Verkehrs ändern, 
das wäre schon ein rechter Wandel, Schluss mit 
Dauergedröhne und Aggressivität. Doch 
Technologie setzt sich nicht von selbst durch. 
Sie braucht Atmosphäre, Stil, den Duft der 
Zukunft. Damit haperte es jahrelang. Die ersten 
E-Autos sahen aus, als wollten sie sich entschul-
digen, überhaupt Autos zu sein. Dann bauten 
manche Marken ein paar E-Varianten, VW zum 
Beispiel seinen ID 3, super Technik, aber 
Design von vorgestern, ganz der alte Golf. Nie 
sah Zukunft so wenig nach Zukunft aus, 
demonstrativ visionslos. Die Branche hatte 
keine Lust aufs Futur. Es war, als würde man 
das Handy in Form des alten Telefongeräts 
gestalten, nur ohne Schnur. 
Zukunft muss Träume wecken, nicht bloss 
ökologisch korrekt wirken. Liebhaber des 
Status quo verstehen das nie, sie träumen nicht, 
sie hängen an dem, was sie haben. So taugen sie 
nicht zum Unternehmer. Der weiss: Bei aller 
Liebe zu Oldtimern – eine Branche, die ihre 
Oldtimer hätschelt, wird bald selbst einer. 

KOLUMNE

Philosoph, Physiker, Autor
lhasler@duebinet.ch

Ferrari Luce – Requiem 
oder Hymne auf Zukunft? 

LUDWIG HASLER
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Ihre Vorteile

KI unterstützt Übersichtlich SicherGanzheitlichModular Modern

Ein ERP, das  
einfach passt
Weil Ihr Erfolg planbar ist

Weitere Informationen finden Sie unter:
abacus.ch/erp-abacus

In Deutschland hält die Suche 
nach Urheberrechtsverletzungen 
auf Internetseiten und anderen 
Plattformen seit Jahren an. Auch 
Personen und Organisationen in 
der Schweiz sind oft betroffen. Ver-
schiedenste deutsche Anwalts-
kanzleien haben sich darauf spezi-
alisiert, Unternehmen mit Abmah-
nungen und Vertragsstrafen zu 
überziehen.

So schnell geht’s
Wer fremde Fotos, Filme und 

dergleichen aus dem Netz ohne 
Erlaubnis auf seiner Homepage 
platziert, verstösst gegen das Ur-
heberrecht des Schöpfers. Bilder 
und Videos, die man im Internet 
findet, gehören jemandem und 
man darf deshalb diese fremden 
Inhalte und Materialien ohne Li-
zenz an sich nicht uneinge-
schränkt veröffentlichen und da-
durch Dritten zugänglich machen.

Blick nach Deutschland
Gemäss dem deutschen Urhe-

berrechtsgesetz muss der Berech-
tigte den Verletzer vor Einleitung 
eines gerichtlichen Verfahrens auf 
Unterlassung abmahnen und ihm 
Gelegenheit geben, den Streit 
durch Abgabe einer mit einer an-
gemessenen Vertragsstrafe be-
wehrten Unterlassungsverpflich-
tung beizulegen. Hinzu kommt, 
dass nach deutschem Urheber-
recht dem Verletzer die Abmahn-
gebühren aufgebrummt werden 
können. Somit kann es ohne Wei-
teres sein, dass man auch in der 
Schweiz ein Abmahnschreiben ei-
nes deutschen Anwalts erhält und 
aufgefordert wird, eine Vertrags-
strafe und Abmahngebühren zu 
bezahlen sowie eine Unterlas-
sungserklärung zu unterzeichnen. 
Kommt man diesem Ansinnen 
nicht nach, läuft man Gefahr, ein-
geklagt zu werden.

Internationaler Sachverhalt
Da sich die Nutzung des Inter-

nets nicht auf ein Staatsgebiet be-
schränkt, bewegt man sich im 
rechtlichen Rahmen stets auf ei-

ner internationalen Ebene. Da 
eine Homepage eines Unterneh-
mens oder einer anderweitigen 
Organisation grundsätzlich in je-
dem Land einsehbar ist, kann 
nach dem Schutzlandprinzip aus 
jedem Land eine Verletzung gel-
tend gemacht werden. Somit kann 
es dazu kommen, dass ein Unter-
nehmen in der Schweiz vor deut-
schen Gerichten nach deutschem 
Recht eingeklagt wird.

«Köln sei Dank»
Das Oberlandesgericht Köln 

hatte jüngst folgenden, gekürzt 
wiedergegebenen Sachverhalt zu 
beurteilen: Ein Fotograf erstellte 
im Rahmen eines Auftrags mehre-
re Fotografien über ein Produkt zu 
Werbezwecken. Diese Fotos wur-
den von mehreren Unternehmen, 
welche das besagte Produkt in der 
Schweiz vertrieben oder bewar-
ben, auf deren Internetseiten ver-
öffentlicht. Eine Zustimmung lag 
für diese Veröffentlichung weder 
vom Fotografen noch von dessen 
Auftraggeber vor. Der Fotograf 
klagte deshalb gegen diese Unter-
nehmen vor dem Landgericht 
Köln wegen Verletzung des deut-
schen Urheberrechts auf Leistung 
einer Entschädigung für die uner-
laubte Nutzung der Fotos. Das 
Landgericht gab dem Kläger recht, 
wenngleich es die vom Kläger ver-

langten Schadenersatzbeträge um 
50% kürzte. Gegen diese Kürzung 
beschwerte sich der Kläger beim 
Oberlandesgericht Köln, welches 
jedoch die Klage gegen alle Unter-
nehmen mit Sitz in der Schweiz im 
November 2025 vollumfänglich 
abwies.

Erwägungen
Das Oberlandesgericht erwog 

im Wesentlichen, dass die in der 
Schweiz domizilierten Unterneh-
men kein deutsches Urheberrecht 
verletzt hätten. Gehe es um die 
Verletzung des inländischen, d.h. 
des deutschen Urheberrechts 
durch eine Handlung mit Aus-
landsberührung müsse geprüft 
werden, ob eine relevante Verlet-
zung im Inland (d.h. in Deutsch-
land) vorliege. Dabei genüge nicht, 
dass Internetseiten grundsätzlich 
weltweit – und damit auch in 
Deutschland – abrufbar und er-
reichbar seien, ohne dass die Be-
treiber zielgerichtet oder auch nur 
als Nebeneffekt in nennenswer-
tem Umfang von der inländischen, 
d.h. deutschen Erreichbarkeit pro-
fitierten. Auch der Verwendung 
der deutschen Sprache komme je-
denfalls dann keine erhebliche Be-
deutung zu, wenn Deutsch im 
Sitzland der Betreiber bzw. An-
spruchsgegner eine Amtssprache 
sei (wie im vorliegenden Fall: 

Schweiz) und die Internetseiten 
auch ausschliesslich unter der 
Top-Level-Domain des Sitzlandes 
(vorliegend: .ch) betrieben wer-
den. Selbst eine «com»-Domain 
schade nicht, sofern die Geschäfts-
aktivitäten ausschliesslich auf den 
Schweizer Markt ausgerichtet sei-
en und das Unternehmen keine 
deutschen Kunden habe.

Fazit
Erhalten ausschliesslich auf 

den schweizerischen Markt ausge-
richtete Unternehmen oder Orga-
nisationen wegen Verletzung des 
deutschen Urheberrechts Post aus 
Deutschland, ist man gut beraten, 
geforderte Vertragsstrafen und 
Abmahngebühren nicht zu bezah-
len und die Androhung von pro-
zessualen Schritten in Deutsch-
land gelassen hinzunehmen. Ein 
Erfolg wird solchem Vorgehen 
nach dem nun vorliegenden Urteil 
des Oberlandesgerichts Köln 
kaum mehr beschieden sein. Dies 
ändert jedoch nichts daran, dass 
die unerlaubte Verwendung von 
urheberrechtlich geschützten 
Werken auch nach schweizeri-
schem Recht unzulässig ist und zu 
Entschädigungen führen kann. In 
Fällen wie dem vorliegenden sind 
jedoch die schweizerischen Ge-
richte zuständig und anwendbar 
ist das schweizerische Urheber-
recht. Und es ist kaum anzuneh-
men, dass im Einzelfall die 
schweizerischen Gerichte für in 
Deutschland ansässige Urheber-
rechtsberechtigte bemüht werden. 
In aller Regel sind die Streitwerte 
zu gering und stehen in keinem 
Verhältnis zu den anfallenden 
Kosten bei Durchsetzung des 
Rechts.

Urheberrecht – good news aus Köln
Zur Vermeidung einer uferlosen Ausdehnung der Anwendung des deutschen Urheberrechts hat jüngst das 

Oberlandesgericht Köln in einem Urteil verlangt, dass für die Geltendmachung von (Schadenersatz-)Ansprüchen 
ein hinreichend relevanter Inlandsbezug erforderlich ist.

Die unerlaubte Verwendung von urheberrechtlich geschützten Bildern unter-
liegt – wenn der hiesige Markt im Fokus ist – schweizerischem Recht. �

Rolf Ringger  
ist Partner bei 
der Anwaltskan-
zlei Beelegal  
und publiziert  
Ratgeberbeiträge 
in der «Zürcher 
Wirtschaft».
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Anzeige

Strategie. 
Verantwortung.
Vernetzung.
Praxisnahe Impulse und Aus-
tausch für KMU-Verwaltungsräte. 
Jetzt informieren und anmelden: 
vr-symposium.ch

4. September 2026,
Radisson Blu Hotel
Zürich Flughafen

Es gibt Ideen, die wirken auf den ersten 
Blick absurd. Auf den zweiten Blick noch 
absurder. Und dann gibt es die Vorstel-

lung, die Zürcher Langstrasse zum UNESCO-
Weltkulturerbe zu erklären.
Die UNESCO schützt bekanntlich Orte von 
aussergewöhnlichem universellem Wert: die 
Pyramiden von Gizeh, die Altstadt von Bern oder 
die Chinesische Mauer. Und vielleicht bald eine 
Strasse, in der sich um drei Uhr morgens ein 
Junggesellenabschied, ein verlorener Banker, 
drei E-Trottinetts und ein Mann im Flamingo-
kostüm um den letzten Kebab streiten.
Natürlich hat die Langstrasse Geschichte. Sie ist 
bunt, lebendig und widersprüchlich. Wo sonst 
kann man innerhalb weniger Minuten einen 
Coiffeur, eine Shisha-Bar, einen Nachtclub, eine 
Spielhalle und einen Laden finden, der gleichzeitig 
Handyhüllen, Energy-Drinks und vermutlich auch 
Ersatzteile für sowjetische Traktoren verkauft?
Doch reicht das für die UNESCO? Man stelle 
sich die Inspektoren vor. Sie reisen an, um den 
aussergewöhnlichen kulturellen Wert zu prüfen. 
Bereits nach zehn Minuten werden sie von einem 
E-Bike beinahe überfahren, nach zwanzig 
Minuten zum vierten Mal gefragt, ob sie «etwas 

Spezielles» suchen, und nach einer Stunde 
besitzen sie drei Rabattkarten, zwei Flyer für 
Techno-Partys und eine leichte Existenzkrise.
Die Bewerbung könnte originelle Argumente 
enthalten: Die Langstrasse als lebendiges 
Freilichtmuseum urbaner Überforderung. Als 
einzigartiges Ökosystem zwischen Gentrifizie-
rung und Kontrollverlust. Als Ort, an dem die 
Grenzen zwischen Gastronomie, Sozialstudie 
und Reality-TV endgültig verschwimmen.
Andere Städte verfügen über historische 
Monumente. Zürich hätte eine Strasse, die 
beweist, dass menschliche Zivilisation auch ohne 

erkennbaren Plan erstaunlich lange funktionie-
ren kann.
Besonders beeindruckend ist die Wandelbarkeit 
des Quartiers. Tagsüber trinken Kreative 
Hafermilch-Cappuccino und diskutieren über 
nachhaltige Stadtentwicklung. Nachts diskutie-
ren andere Menschen lautstark über ganz andere 
Nachhaltigkeitsfragen, etwa darüber, wie lange 
man mit 2,3 Promille noch aufrecht gehen kann.
Die UNESCO verlangt Authentizität. Die Lang-
strasse liefert sie im Übermass. Nichts ist insze-
niert. Wer hier um vier Uhr morgens unterwegs ist, 
begegnet der Wahrheit in ihrer rohesten Form –  
und versucht danach meist, sie wieder zu vergessen.
Vielleicht liegt genau darin ihre Bedeutung. Die 
Langstrasse ist kein Denkmal der Vergangen-
heit, sondern ein Mahnmal der Gegenwart. Sie 
zeigt, wie eine moderne Grossstadt tatsächlich 
funktioniert: chaotisch, laut, widersprüchlich 
und gelegentlich leicht klebrig.
Ob das für einen Welterbetitel genügt, ist 
fraglich. Doch eines muss man der Langstrasse 
lassen: Sie braucht keine UNESCO-Plakette. Sie 
ist längst ein Kulturerbe – allerdings eines, das 
man besser mit gesundem Menschenverstand als 
mit Denkmalschutz betrachtet.
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Highlights der nächsten Ausgabe:
Ein gewerbepolitisches Schwergewicht blickt auf Erfolge und Niederlagen zurück: 
Niole Barandun tritt als Präsidentin des städtischen Zürcher Gewerbeverbands ab. 

Künstliche Intelligenz kann bereits heute einen grossen Teil der Routinearbeit  
im Finanzwesen übernehmen. Kann sie auch bald den Finanzchef KMU ersetzen?

«Candidate Ghosting»: Personalverantwortliche berichten, dass Arbeitssuchende sich 
öfter vom Bewerbungsprozess zurückzuziehen, wenn KI im Spiel ist. 
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Hans Egloff, Präsident 
Hauseigentümerverband Kanton Zürich

Ausgewogene Lösungen 
statt wohnpolitischer  
Extreme
Neben der Wohneigentums-Initiative hatte die Zürcher 
Stimmbevölkerung auch über die Wohnungsinitiative 
und die Wohnschutz-Initiative zu befinden. Der HEV 
Kanton Zürich begrüsst, dass beide Volksinitiativen 
abgelehnt wurden. Gleichzeitig haben die Stimmbür-
gerinnen und Stimmbürger den jeweiligen Gegenvor-
schlägen zugestimmt.

Mit ihrem Entscheid haben die Zürcherinnen und Zür-
cher deutlich gemacht, dass zusätzliche Regulierungen 
und weitergehende staatliche Eingriffe in den Woh-
nungsmarkt nicht als geeignete Antwort auf die be-
stehenden Herausforderungen betrachtet werden. Die 
beiden Initiativen hätten erhebliche Einschränkungen 
für Hauseigentümerinnen und -eigentümer mit sich ge-
bracht und die Rahmenbedingungen für Investitionen 
in Wohnraum weiter verschlechtert.

Die Zustimmung zu den Gegenvorschlägen ist gleich-
zeitig Ausdruck des Wunsches nach pragmatischen 
Lösungen. Der HEV Kanton Zürich wird die Umsetzung 
der beschlossenen Massnahmen aufmerksam beglei-
ten und sich dafür einsetzen, dass deren Anwendung 
verhältnismässig erfolgt, die Schaffung von dringend 
benötigtem Wohnraum nicht behindert und wohnpo-
litische Massnahmen insgesamt Augenmass wahren. 
Auch künftig wird sich der Verband dafür einsetzen, 
dass die Interessen von Hauseigentümern in der Wohn-
politik angemessen berücksichtigt werden.

Weitere Informationen:

www.hev-zh.ch

Der Hauseigentümerverband Kanton Zürich 
bedauert die Ablehnung der Wohneigentums- 
Initiative durch die Zürcher Stimmbevölkerung 
am 14. Juni. Auch wenn die Initiative keine 
Mehrheit gefunden hat, bleibt die Förderung 
von Wohneigentum für Familien, den Mittel-
stand und kommende Generationen ein wichti-
ges wohnpolitisches Anliegen. Gleichzeitig hat 
das Stimmvolk die Wohnungsinitiative und die 
Wohnschutz-Initiative abgelehnt und mit den 
jeweiligen Gegenvorschlägen wohnpolitischen 
Lösungen mit Augenmass den Vorzug gegeben.

Die Wohneigentums-Initiative hätte dazu beigetragen, 
bei staatlich geförderten Wohnbauprojekten neben 
kostengünstigen Mietwohnungen auch kostengünsti-
ges selbstgenutztes Wohneigentum zu ermöglichen. 
Ziel war es, Familien und dem Mittelstand wieder bes-
sere Chancen auf Wohneigentum zu eröffnen und 
den verfassungsmässigen Auftrag zur gleichwertigen 
Förderung von Miete und Eigentum umzusetzen.

Traum vom Eigenheim  
bleibt aktuell
Der HEV Kanton Zürich respektiert den Entscheid der 
Zürcher Stimmbevölkerung. Der Wunsch nach den ei-
genen vier Wänden bleibt jedoch für viele Menschen 
ein wichtiges Lebensziel. Die Herausforderungen 
beim Zugang zu Wohneigentum bestehen weiterhin. 
Deshalb wird sich der Verband auch in Zukunft mit 
Überzeugung dafür einsetzen, dass Familien und der 
Mittelstand wieder eine faire Chance auf Wohneigen-
tum erhalten.

Der HEV Kanton Zürich dankt allen Unterstützerinnen 
und Unterstützern. Die Abstimmung beendet die Dis-
kussion nicht. Der Verband erwartet, dass sich die poli-
tischen Entscheidungsträger trotz des Resultats für eine 
ausgewogene Wohnpolitik einsetzen. Mietwohnun-
gen und selbstgenutztes Wohneigentum sollen dabei 
bei staatlich geförderten Wohnbauprojekten gleicher-
massen berücksichtigt werden, damit auch künftige 
Generationen eine Perspektive auf die eigenen vier 
Wände haben.

Stimmvolk lehnt Wohneigentums-Initiative  
und linke Wohninitiativen ab
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